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fiirchtungen oder Erwartungen sich auch immer mit
dem einen oder anderen Wahlausgang verbinden
mogen, scheint doch eines gewiss: Die europdische
Fiihrungsrolle, in der Deutschland sich spatestens seit
2010 ungewollt wiederfindet, sichert der Wahl am 22.
September besondere Aufmerksamkeit. Wenn diese
Wahl und ihr Ausgang fiir Europa so bedeutsam sind,
dann rechtfertigt das einen griindlicheren Blick auf die
europapolitischen Aussagen der Wahlprogramme der
Parteien. Nicht alles, was in den Programmen der
Parteien steht, ist in Stein gemeiBelt. Die Grundhal-
tung zu Europa und zu den Herausforderungen, vor
denen die Europdische Union in der Krise steht, wird
aber allemal deutlich.

Der Ausblick dieser Ausgabe ist dann auch ganz der
europapolitischen Programmatik der Parteien gewid-
met. Zusatzlich haben wir die Generalsekretare bezie-
hungsweise Bundesgeschaftsfiihrer der sechs im Bun-
destag vertretenen Parteien nach den europapoliti-
schen Grundiberzeugungen ihrer Parteien befragt.
Die Antworten runden das Bild ab, das sich aus den
Wahlprogrammen gewinnen lasst. Da es sich bei der
Darstellung im Ausblick lediglich um eine neutrale
Zusammenfassung handelt, empfiehlt sich fiir jeden
Gourmet von Wahlprogrammen in jedem Fall auch
der Genuss der eigentlichen Texte, auf die wir mit
Hyperlinks verweisen.

Wahrend also alles gebannt auf Berlin schaut, ist der
politische Betrieb in Briissel wieder angelaufen. Die
Sommerpause ist beendet. Und die Euro-Rettung geht
weiter. Spekulationen Uber weitere Hilfen fir Grie-
chenland werden zu Gewissheiten. Im Hintergrund
wird eifrig an der Bankenunion gearbeitet. Deutsch-
land steht vor der Wahl. Aber auch ganz Europa steht
vor wichtigen Entscheidungen. Die Wirtschaftskrise
muss Uberwunden, Arbeitsplatze missen geschaffen
werden. Gleichzeitig sollen die Uberschuldeten Staa-
ten weiter sparen und ihre Wirtschafts- und Sozial-
strukturen grundlegenden und einschneidenden Re-
formen unterziehen. Im Fokus stehen dabei immer
wieder der offentliche Sektor im Allgemeinen und die
offentliche Verwaltung im Besonderen. Ob es weiter
geht wie bisher, wird sicher auch abhangig sein von
den Berliner Machtkonstellationen nach dem 22. Sep-
tember.

Die Redaktion wiinscht viel Freude beim Lesen.
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Entscheidungen im Herbst

Griechenland wird im Herbst weitere Hilfe brau-
chen. Soviel scheint festzustehen. Nachdem
Bundesfinanzminister Wolfgang Schauble Ende
August ein drittes Hilfspaket mit niedrigerem
Volumen in Aussicht gestellt hatte, wurde in den
Medien auch die Moglichkeit eines zweiten
Schuldenschnitts diskutiert. Davor warnen aber
sowohl die Bundesregierung als auch der SPD-
Kanzlerkandidat. Die griechische Regierung er-
klarte derweil, sie brauche weder ein neues
Hilfspaket noch einen Schuldenschnitt. In Briis-
sel wird es als wahrscheinlich angesehen, dass
der weitere Kurs der Reformen und des Schul-
denabbaus in den Programmstaaten nach der
Bundestagswahl neu diskutiert wird. Auch die
Europawahlen im Friihjahr 2014 und die Neube-
setzung der Kommission werfen ihre Schatten
voraus.

Nach Bundesfinanzminister Schauble bestdtigte
auch Eurogruppenchef Jeroen Dijsselbloem, dass
ein drittes Griechenlandpaket wahrscheinlich ist.
Der niederlandische Finanzminister war am 5.
September zu Gast im Wirtschafts- und Wah-
rungsausschuss des Europdischen Parlaments.
Dort erklarte Dijsselbloem, es sei realistisch an-
zunehmen, dass zusatzliche Unterstutzung fur
Griechenland jenseits des laufenden Programms
erforderlich werde. Auf Nachfragen der Parla-
mentarier antwortete der Niederlander, es ma-
che keinen Sinn lber Details zu spekulieren.
Dafiir sei es zu friih.

In Deutschland ist das
Thema ob der bevorste-
henden Bundestagswahl
brisant. SPD - Kanzler-
kandidat Peer Steinbriick
fordert bei seinen Wahl-
kampfauftritten eine
Abkehr von der bisheri-
gen Sparpolitik. Lander
wie etwa Griechenland
brauchten ,Wachstums-
impulse®. Einen weiteren
griechischen Schulden-
schnitt, der in den Medi-
en diskutiert wird, lehnt
Steinbriick aber ebenso
wie Bundeskanzlerin Angela Merkel ab. Der grie-
chische Finanzminister Giannis Stournaras sagte
bereits am 25. August gegeniiber dem
Handelsblatt, Griechenland brauche keinen wei-
teren Schuldenschnitt. Es fehlten zwar zehn

Milliarden Euro, um die Sparziele der Troika fur
2014 zu erreichen. Auch ein weiteres Hilfspaket
sei aber nicht erforderlich. Als Alternative zu
einem dritten Hilfspaket scheint Athen eine Stre-
ckung der Falligkeiten zu bevorzugen. Mit einem
neuen Hilfspaket waren neue Auflagen der Kre-
ditgeber verbunden. Diese lehnt Athen jedoch
ab.

Im Herbst wird nicht nur tiber den weiteren Kurs
der Euro-Rettung zu entscheiden sein. EU - Jus-
tizkommissarin Viviane Reding machte am 5.
September auf einer Veranstaltung der Union
Europdischer Foderalisten (UEF) Vorschlage zur
Nominierung des ndchsten Kommissionsprasi-
denten. Reding wiinscht sich laut EurActiv.de ein
»sUmdenken“ der Staats- und Regierungschefs
und favorisiert echte Koalitionsverhandlungen
fir das Europdische Parlament. Der standige
Ratsprasident solle die Verhandlungen als Me-
diator begleiten.

=

Kompetenzriicktibertragungen
© rukanoga - Fotolia.com
© Bild links: © mnowack - Fotolia.com

In Berlin wird jedoch kolportiert, dass die Bun-
desregierung wenig von einem solchen Verfah-
ren halt. Ob der im Vertrag von Lissabon in Aus-
sicht gestellte Weg einer vollen Parlamentarisie-
rung der Europdischen Union nach den Bundes-
tagswahlen beschritten wird, bleibt abzuwarten.
Dafiir haben Regierungsvertreter erkennen las-
sen, dass die Bundesregierung im Falle ihrer
Wiederwahl fiir eine Riickibertragung von EU-
Kompetenzen auf die Mitgliedstaaten eintreten
konnte. Wenn andere Liander diese Uberlegun-
gen anstellten, wiirde die Bundesregierung sich
dem nicht verschliel3en, erklarte Regierungsspre-
cher Steffen Seibert laut Bloomberg News, das
Berlin kiinftig in dieser Frage sogar an der Seite
Londons sieht.



http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fTEXT%2bIM-PRESS%2b20130903IPR18505%2b0%2bDOC%2bXML%2bV0%2f%2fEN&language=DE
http://www.handelsblatt.com/politik/international/hoechstens-zehn-milliarden-euro-griechenland-hofft-auf-weitere-hilfe-ohne-auflagen/8689742.html
http://www.federalists.eu/de
http://www.euractiv.de/fileadmin/template/favicon.ico
http://www.bloomberg.com/news/2013-09-04/merkel-third-term-offers-vision-to-keep-cameron-s-u-k-in-eu.html
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Der Weg in die Bankenunion

»Wir stehen kurz davor, eine der wichtigsten
Weichenstellungen in der Geschichte der Euro-
pdischen Wihrungsunion vorzunehmen*, sagte
der Chefvolkswirt der Europdischen Zentralbank
(EZB), J6rg Asmussen, in einer am 4. September
in Frankfurt am Main gehaltenen Rede iiber die
europdische Bankenunion. Er erwarte, dass das
Europdische Parlament dem Gesetzentwurf fiir
eine gemeinsame Bankenaufsicht in der Woche
vom 9. September zustimme. Damit riicke der
Beginn der Bankenaufsicht auf EU-Ebene im
Herbst 2014 in greifbare Nahe. Asmussen warn-
te jedoch davor, in den Reformanstrengungen
nachzulassen. ,,Aber es ware ein Trugschluss zu
glauben, der Bankensektor in Europa wird allein
dadurch genesen, dass die Bankenaufsicht bei
der EZB angesiedelt wird.“ Die Bankenaufsicht
sei ein notwendiger, ,aber kein hinreichender
Schritt zur Gesundung des Bankensektors.

Mit der gemeinsamen europdischen Bankenauf-
sicht wiirden gleiche Wettbewerbsbedingungen
fiir alle Banken im Euroraum geschaffen. Es gelte
jedoch noch ganz praktische Probleme zu I6sen.
»Zum Beispiel, wo wir auf die Schnelle geeigne-
tes Personal fiir die gemeinsame Aufsicht herbe-
kommen.“ Sobald der Gesetzgebungsprozess
beendet ist, wolle die EZB damit beginnen, Ex-
perten und Fuhrungskrafte fiir die gemeinsame
Arbeit zu rekrutieren. ,Ich gehe davon aus, dass
die Bankenaufsicht gut 1.000 Mitarbeiter stark
sein wird.“ Fur die Ubergangszeit seien etwa 80
Mitarbeiter nationaler Aufsichtsbehérden zur
EZB abgeordnet.

Deutschlands Mann im EZB-Direktorium: Jorg Asmussen
© Europdisches Parlament, 2013

Die nachsten Ziele auf dem Weg in eine europai-
sche Bankenunion skizzierte Asmussen wie folgt:
In Zukunft sollen die Bankaufseher auch ent-

scheiden kénnen, ob eine Bank noch tiberlebens-
fahig ist. Damit von einer solchen Entscheidung
keine Schockwellen ausgingen, brauche es euro-
paweit giiltige Regeln Uber die geordnete Ab-
wicklung von Banken, so Jorg Asmussen in seiner
Rede. ,Der EU-Ministerrat hat sich bereits auf ein
Regelwerk zur Sanierung und Abwicklung von
Banken geeinigt. Ich hoffe, dass der Gesetzge-
bungsprozess nun auch ziigig zum Abschluss
gebracht werden kann.“ Ein echter, integrierter,
europaischer Finanzmarkt bedeute, die enge
Verzahnung zwischen Banken und Staaten ent-
lang nationaler Grenzen aufzuheben. ,Ein ge-
meinsamer Abwicklungsmechanismus zusam-
men mit einer gemeinsamen Abwicklungsbe-
horde und einem gemeinsamen Abwicklungs-
fonds flir die Banken, die unter die Aufsicht fal-
len, ist ebenso wichtig wie diese gemeinsame
Aufsicht selber.“ Der Abwicklungsfonds sei durch
die Banken selbst zu finanzieren. An die Stelle
der Staatshaftung soll die Glaubigerhaftung
treten.

b
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Die EZB: Zentralbank und Bankenaufsicht
© VRD - Fotolia.com

EP-Innenausschuss berit NSA-Konsequenzen

Am 5. September nahm der Innenausschuss des
Europdischen Parlaments eine Sonderaufgabe
an. Bis Dezember soll er den NSA - Uberwa-
chungsskandal untersuchen. Die sozialdemokra-
tische EU-Abgeordnete Birgit Sippel ist innenpo-
litische Obfrau ihrer Partei im Europaischen Par-
lament. Sie wirft den Regierungen vor, kein Inte-
resse an einer Aufklarung des durch Enthiillun-
gen des ehemaligen NSA-Mitarbeiters Edward
Snowden ausgeldsten Skandals zu haben. ,,Ein-
zig das EU-Parlament hat sich in seiner Resoluti-
on Anfang Juli unmissverstéandlich zu den euro-




FAA

< dbb

- europathemen

8.Jahrgang

> ot

dbb
beamtenbund
und tarifunion

aktuell

September 2013

c
(<)
c
kS
-+
>
X
-+
(%]
<
c
(D)
©
(%]
-]
(1Y)
-+
<
(O]
=
(<)
om

paischen Biirgerrechten bekannt und eine Son-
deruntersuchung durch den fachlich zustindigen
Innenausschuss einberufen.”

Das Grundrecht auf Datenschutz sei kein Luxus,
sondern Voraussetzung fiir eine demokratische
Gesellschaft. ,Ein Europa der Freiheit kann es nur
geben, wenn birgerliche Rechte und nicht staat-
licher Uberwachungswahn der oberste MaRstab
nationalen und europdischen Handelns sind®, so
Sippel. Die EU-Abgeordnete setzt sich dafiir ein,
dass Rolle und Aufgaben von Geheimdiensten
parlamentarisch definiert und kontrolliert wer-
den. Ein Anti-Spionage-Abkommen macht aus
Sicht der Innenexpertin keinen Sinn.

Europdiische Innenpolitikerin: Birgit Sippel
© Europdisches Parlament, 2013

Vor zwolf Jahren hatte sich das EU-Parlament in
einem 3hnlichen Fall mit dem Echelon-
Abhorsystem befasst. Der damalige Leiter des
Sondergremiums, der ehemalige EU - Abgeord-
nete Gerhard Schmid, war am 5. September als
Experte zu Gast im Innenausschuss. Schmid er-
klarte: ,Die nationalen Regierungen hatten da-
mals wie heute kein Interesse an einer Klarung
der Vorwiirfe.“ Oberste Pflicht nationaler und
europdischer Institutionen sei aber der Schutz
der Grundrechte. ,Hier geht es um die Grundfes-
ten unserer Demokratie®, so Schmid. Birgit Sippel
formulierte Forderungen fiir die Untersuchung
des Innenausschusses: ,Wir brauchen endlich
eine starke EU-Position fuir Blrgerrechte in der
Welt.“ Kommunikation und Geheimdienstarbeit
finde heute global statt, der Schutz der Pri-
vatsphdre konne deswegen nicht mehr allein
durch die Nationalstaaten garantiert werden.”
Die Sitzung des Innenausschusses kann hier
angesehen werden.

Reform der europidischen Kohdsionspolitik

Ob Investitionen in neue Infrastruktur wie Breit-
band, Briicken und StraRen oder die Umschu-
lung von Arbeitslosen: die EU stellt mit ihren
Strukturfonds Mittel fiir den sozialen Zusam-
menhalt bereit. Unterschiede zwischen reichen
und armen Regionen sollen so abgemildert und
Entwicklungschancen fiir die drmeren erdffnet
werden. Im September wollen Kommission, Rat
und Parlament ihre Verhandlungen iiber eine
umfassende Reform der europdischen Kohasi-
onspolitik - Kohdsion heilt Zusammenhalt -
abschlieen. Sind die interinstitutionellen Ver-
handlungen im so genannten Trilog zwischen
Kommission, Rat und Parlament erfolgreich,
konnte das Europdische Parlament das Geset-
zespaket bereits im Oktober verabschieden. Die
EU - Kommission spricht von einer ,radikalen*
Reform. Die Gelder sollen kiinftig zielscharfer fiir
Beschiftigung und Wachstum in Europa einge-
setzt werden. Die Empfanger werden in Zukunft
allerdings mit weniger Mitteln auskommen
miissen als in den vergangenen Jahren.

Die europaische Regionalpolitik stitzt sich auf
drei Strukturfonds, den Europdischen Fonds fur
Regionale Entwicklung (EFRE), den Europaischen
Sozialfonds (ESF) und den Kohasionsfonds (KF).
Diese Strukturfonds sollen kiinftig ,Europadische
Struktur- und Investitionsfonds“ (ESIF) heiRen.
Bisher dienen sie dazu, darmeren Regionen den
Anschluss an die reicheren oder zumindest den
EU-Durchschnitt zu ermdéglichen. Dieses Ziel,
auch als Konvergenz bezeichnet, bleibt bestehen.
Fortan sollen die ESIF die EU aber vor allem dabei
unterstiitzen, wettbewerbsfahiger zu werden
und ihre fiir die Zeit bis 2020 selbstgesetzten
beschaftigungs- und sozialpolitischen Ziele zu
erreichen.

Aus dem Kohdsionsfonds finanzierte irische StrafSe
© Europiische Kommission, 2013



http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20130905-1500-COMMITTEE-LIBE
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Die Fonds werden von 2014 bis 2020 liber 325
Milliarden Euro und damit liber gut ein Drittel
der fir diesen Zeitraum fir den EU - Haushalt
vereinbarten 908 Milliarden Euro verfligen. Diese
Gelder, die somit fur die siebenjahrige Finanzpe-
riode eingestellt werden, bedeuten einen deutli-
chen Ruckgang gegeniliber dem Finanzrahmen
von 2007 bis 2013. Hier standen noch rund 347
Milliarden Euro zur Verfligung. Urspriinglich
hatte die EU - Kommission fiir den neuen Finanz-
rahmen sogar ein Volumen von 1091 Milliarden
Euro und eine Steigerung der Strukturfondsmit-
tel auf 376 Milliarden Euro vorgesehen. Da der
mehrjahrige Finanzrahmen nun aber in dem kurz
vor der Sommerpause gefundenen Kompromiss
auf 908 Milliarden Euro festgelegt wurde, muss
auch in diesem fiir die Entwicklung der europai-
schen Regionen wichtigen Feld gespart werden.

Trotzdem sollen die geplanten Reformen zu ei-
ner zielscharferen Mittelverwendung und damit
zu besseren Ergebnissen flihren. Der fiir die Re-
gionalpolitik zustandige EU - Kommissar Johan-
nes Hahn erklarte: ,Diese Reformen werden die
EU - Regionalpolitik dafiir riisten, die Haupthin-
dernisse fiir langfristiges Wachstum in der EU zu
Uberwinden.“ Der Vorsitzende des Haushalts-
kontrollausschusses im Europdischen Parlament,
Michael Theurer, mahnte fiir die neue Finanzpe-
riode vor allem eine bessere Ausgabenkontrolle
an. ,Eine Fehlerquote von sechs Prozent wie laut
dem Jahresbericht 2011 des Europadischen Rech-
nungshofs ist nicht akzeptabel.”

- .

-

Michael Theurer, Vorsitzender des Haushalts-

kontrollausschusses des Europdischen Parlaments
© Européisches Parlament

In der zu Ende gehenden Finanzperiode 2007 bis
2013 flossen rund 26 Milliarden Euro aus den
Fonds in deutsche Regionalprojekte. Die kom-
munalen Spitzenverbande beflirchten einen
starken Riickgang der Férdermittel fiir Deutsch-

land. Fiir 2014 bis 2020 wird noch mit 17 Milliar-
den Euro gerechnet. Schliellich verzeichnen die
bisher als ,Konvergenzregionen“ forderfahigen
neuen Bundesldander inzwischen ein Uber 75
Prozent des EU-Durchschnitts liegendes Brutto-
inlandsprodukt. Nur unterhalb dieser Marge
liegende Regionen fallen in die Kategorie der
Konvergenzregionen (friiher ,Ziel-1-Regionen®).
In Briissel wird es auch eher als Erfolgsnachweis
der Regionalférderung denn als Problem gese-
hen, dass es aufgrund ihrer positiven wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung in Deutschland
keine Konvergenzregionen mehr gibt. Zudem
sollen die bis 2013 als Konvergenzregionen ge-
forderten neuen Bundeslander als ,Ubergangs-
regionen“ weiterhin Mittel, wenn auch nicht
mehr in gleicher Hohe, abrufen kénnen.

Offentlicher Sektor und Wettbewerbsfihigkeit
in Mittelosteuropa

Im aktuellen Monatsbericht des Bundesfinanz-
ministeriums wird die Wettbewerbsfahigkeit der
mittel- und osteuropiischen Staaten (MOE) un-
tersucht. Die Beamten des Bundesfinanzministe-
riums (BMF) stiitzten sich auf Berichte, Studien
und Datenbanken der EU-Kommission, der Or-
ganisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), des Internationalen
Wahrungsfonds (IWF) und der Weltbank. Analy-
siert wurden die Wirtschaftsstrukturen, die Ex-
portleistung, das Geschaftsklima, die Infrastruk-
tur, Bildung und Forschung sowie der 6ffentliche
Sektor. Im Ergebnis bleibe noch viel zu tun, der
Entwicklungstrend weist aber laut BMF nach
oben. Als besonders wichtig fiir die Wettbe-
werbsfihigkeit wird die Effizienz des offentli-
chen Sektors angefiihrt, bei dem in vielen Lan-
dern Reformbedarf bestehe.

Als negativen Einflussfaktor fiir die internationa-
le Wettbewerbsfahigkeit werden insbesondere
L~Unwagbarkeiten im Umgang mit Institutionen
des offentlichen Sektors“ angefiihrt. Die Funkti-
onsfahigkeit des 6ffentlichen Sektors beeinflusse
die Produktivitdit von Unternehmen. Die EU -
Kommission sieht laut BMF vor allem in Bulgari-
en, Lettland, Litauen, Polen, Rumanien, der Slo-
wakei und Ungarn Reformbedarf im 6ffentlichen
Sektor. Allerdings seien vor dem Hintergrund der
Reformanstrengungen im Euroraum in vielen
MOE-Staaten bereits MalRnahmen ergriffen
worden, um die 6ffentliche Verwaltung zu mo-
dernisieren. Dabei konzentrierten sich einige EU -



http://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Service/Monatsbericht/monatsbericht.html
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Mitgliedstaaten auf die ,Verschlankung“ der
offentlichen Verwaltung, andere auf die Be-
kdmpfung der Korruption.

Quality
Reliability

Service
Efficiency
NEXTEXIT N

Anforderungen an dffentliche Dienstleistungen
© treenabeena - Fotolia.com

Das BMF zieht unter anderem einen Indikator
der Weltbank fir die Effektivitdt der 6ffentlichen
Verwaltung heran. Dabei werden die Lander auf
einer Skala von minus 2,5 bis plus 2,5 eingestuft
und bewertet. Der EU-Durchschnitt liegt dem-
nach bei tiber 1,1. Fiir Deutschland wird ein Wert
von 1,5 angegeben. Die MOE-Staaten liegen im
Durchschnitt bei leicht tiber 0,7 - also deutlich
unterhalb des EU-Durchschnitts. Oberhalb davon
liegt lediglich Estland mit einem Wert von 1,2.
Lander wie Polen und Ungarn finden sich im
Durchschnitt der MOE-Staaten, wahrend Bulga-
rien und Rumanien mit null respektive minus 0,2
die Schlusslichter bilden. Allerdings ist der Indi-
kator auf Arbeitnehmerseite nicht unumstritten.
Gerade Estland, das unter den MOE-Staaten am
besten abschneidet, ist ein Beispiel fiir marktra-
dikale Reformen mit sozialen ,Kollateralscha-
den®, wie sie in Europa ohne Beispiel sind. Als
groRtes Problem der MOE-Staaten wird die Kor-
ruptionsanfalligkeit gesehen. Die unbedingte
Verschlankung offentlicher Infrastruktur nach
dem Motto ,Privat vor Staat” sei jedoch nicht
zielfiihrend fir die Qualitat der Infrastruktur und
die Chancengleichheit der Biirger.

Berlin unterstiitzt griechische
Gesundheitsreform

Bereits vor einem Jahr unterzeichneten das grie-
chische und das deutsche Gesundheitsministeri-
um zusammen mit der EU-Task-Force fiir Grie-
chenland ein ,,Memorandum of Understanding®.

In dieser Ubereinkunft wurde die deutsche Un-
terstiitzung zu einer Reform des griechischen
Gesundheitssystems festgelegt. Bereits ein Jahr
spater zeigen sich erste Erfolge. Griechenland
einigte sich Ende Juli mit der Weltgesundheits-
organisation WHO auf erste konkrete Schritte.
Der deutsche Bundesminister fiir Gesundheit
Daniel Bahr begriiBte diesen neuen Vertrag.
»Das weitere Gelingen wird wesentlich davon
abhdngen, dass MafRnahmen ziigig umgesetzt
werden, damit der gesamten griechischen Be-
voélkerung moglichst schnell geholfen wird.“ Der
Erfolg struktureller nachhaltiger ReformmaR-
nahmen liege im Interesse der gesamten Europia-

ischen Union.
Bl

Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr wéihrend eines

Gesprdchs mit Gesundheitskommissar Tonio Borg
© Europdische Kommission, 2013

Die Reformen des griechischen Gesundheitssys-
tems sind derzeit an neun Prioritaten ausgerich-
tet. Dazu gehdren unter anderem die Einfiihrung
eines flachendeckenden Abrechnungssystems im
stationaren Bereich sowie Reformmafinahmen
im Krankenhausmanagement. Dazu zahlen aber
auch vielfaltige weitere Themen wie Gesund-
heitstourismus, primdre Gesundheitsvorsorge,
die Neustrukturierung des nationalen Kranken-
versicherungstragers fiir Gesundheitsdienstleis-
tungen und die Beratung bei der Preisgestaltung
und Kostenerstattung von Arzneimitteln. Fiir die
Umsetzung einzelner Projekte sind im bilatera-
len deutsch-griechischen Austausch Steuerungs-
gruppen eingerichtet worden, die regelmaRig
zusammenkommen. Die Umsetzung der Re-
formmalnahmen wird sich voraussichtlich Gber
mehrere Jahre erstrecken.



http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Pressemitteilungen/2012/2012_02/120411_Anlage_PM_MOU_on_Health_-_Final_clean.pdf
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Pressemitteilungen/2013/2013_03/130726_PM_58_Vertrag_fuer_Reformen_im_griechischen_Gesundheitswesen_unterzeichnet.pdf
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Neue Arbeitszeitrichtlinie im Friihjahr 2015

Die Kommission wird wahrend ihrer Amtszeit
nicht mehr mit einem neuen Vorschlag fiir eine
Novellierung der Arbeitszeitrichtlinie aufwarten.
Nachdem die europdischen Sozialpartner ihre
Verhandlungen Uber eine Neugestaltung des
europdischen Arbeitszeitrechts ergebnislos ab-
gebrochen hatten, war klar, dass die Kommission
nicht mehr vor den Europawahlen tatig werden
wiirde. Offenbar hat die Kommission nun ge-
genuber Vertretern des Deutschen Stadte- und
Gemeindebundes erklart, dass nicht vor dem
Herbst 2014 mit einer neuen Initiative zu rech-
nen sei. Das bedeutet, dass erst die neue Kom-
mission einen neuen Anlauf wagen wird. Mit
einem neuen Richtlinienvorschlag ist also friihes-
tens fur Ende 2014, wahrscheinlicher sogar erst
fir das Frihjahr 2015 zu rechnen. Im Vorfeld
sollen allerdings noch von der aktuellen Kom-
mission gegebenenfalls bereits vorbereitende
Gesprache gefiihrt und Anhorungen organisiert
werden. Die CESI, der dbb und seine betroffenen
Mitglieder wie die komba gewerkschaft werden
sich daran beteiligen.

Schnellere Katastrophenhilfe beschlossen

Erdbeben, Waldbrinde, Diirren und Uber-
schwemmungen sind Katastrophen, die nicht an
den Grenzen der EU-Mitgliedstaaten halt ma-
chen. Die mitteleuropaische Flutkatastrophe des
Friihjahrs 2013 zeigte dies deutlich. Neben
Deutschland waren besonders stark auch Tsche-
chien und Ungarn betroffen. Die EU verfiigt seit
2002 iiber einen Solidarititsfonds (EUSF), aus
dem im Katastrophenfall Mittel abgerufen wer-
den konnen. Am 25. Juli stellte Johannes Hahn,
EU-Kommissar fiir Regionalpolitik, einen Vor-
schlag zur Reform des EUSF vor. Die Katastro-
phenhilfe soll einfacher und schneller werden.
Die Bundesregierung beantragte einen Tag vor
der Verdffentlichung des Reformvorschlags Hil-
fen wegen der schweren Uberflutungen im Mai
und Juni 2013.

»Wir miissen schneller reagieren, wenn es darum
geht, Landern bei Rettungs- und Wiederaufbau-
maRnahmen nach einer Katastrophe zu helfen,
sagte Kommissar Hahn anlasslich der Veroffent-
lichung des Reformvorschlags in Briissel. Der
Kommissionsvorschlag bringe die Solidaritat mit
den von Katastrophen betroffenen europdischen

Landern und Regionen zum Ausdruck. ,,Dank der
vereinbarten Anderungen und seiner klareren
Bestimmungen wird der Solidaritatsfonds
schneller und einfacher zum Einsatz kommen
konnen.“ Mit dem Vorschlag sollen die Vorschrif-
ten vereinfacht werden, damit die Auszahlung
von Hilfen beschleunigt wird. Kiinftig soll es
auch die Moglichkeit von Vorschusszahlungen
geben.

Johannes Hahn, Kommissar fiir Regionalpolitik
© Europdische Kommission, 2013

In den ersten zehn Jahren des EUSF erhielten 23
Lander insgesamt 3,2 Milliarden Euro bei insge-
samt 52 Katastrophen in Europa. Die Kommissi-
on setzt darauf, dass der europaische Gesetzge-
ber, Parlament und Rat, den Vorschlag billigt. In
diesem Fall konnen Lander und Regionen, die von
einer Katastrophe heimgesucht werden, auf eine
erheblich  verbesserte  Funktionsweise des
Solidaritatsfonds hoffen. Gleichzeitig sollen die
Regierungen der Mitgliedstaaten sich aber auch
um mehr Krisenpravention und besseres Kri-
senmanagement bemdihen.

Europdiische Solidaritdt bei Naturkatastrophen
© Daniel Loretto - Fotolia.com
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Bundesfinanzminister Wolfgang Schauble bean-
tragte am 24. Juli mit einem Schreiben an Hahn
Hilfen aus dem EUSF, um die durch die Uber-
schwemmungen des Frihjahrs entstandenen
Schaden bewaltigen zu kénnen. Der geschatzte
Gesamtschaden belduft sich fiir Deutschland auf
etwa acht Milliarden Euro. Bis zu 363 Millionen
Euro konnten fir Deutschland aus dem EUSF
abgerufen werden. Die EU-Kommission ent-
scheidet liber den Antrag. Es ware nach der Flut-
katastrophe von 2002 und den Sturmschdden
von 2007 das dritte Mal, dass Deutschland Hilfen
aus dem Solidaritatsfonds erhalt.

Zukunft der Europdischen Sicherheitspolitik

Ende 2013 wollen die Staats- und Regierungs-
chefs der Europdischen Union iiber die Zukunft
der gemeinsamen europdischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik beraten. Am 5. und 6. Sep-
tember trafen sich die Verteidigungsminister zu
einem Vorbereitungstermin in Vilnius mit der
Hohen Vertreterin der EU fiir AuBen- und Sicher-
heitspolitik Catherine Ashton. Der Europaische
Rat im Dezember wire das erste Gipfeltreffen in
der Geschichte der EU, bei dem ausschlie8lich
iiber Fragen der AuBen- und Sicherheitspolitik
gesprochen wird. Fiir die amtierende Ratsprasi-
dentschaft formulierte der litauische Verteidi-
gungsminister Juozas Olekas die Erwartung
konkreter Ergebnisse.

Litauens Verteidigungsminister Juozas Olekas bei der Presse-

konferenz mit der EU-AufSenbeauftragten Catherine Ashton
© Litauische Ratsprasidentschaft, 2013

Die europdischen Verteidigungsminister berie-
ten den von der EU-AuBenbeauftragten vorge-
legten Zwischenbericht, mit dem die Empfeh-
lungen vorbereitet werden sollen, die der Euro-
pdische Rat im Dezember zur Zukunft der euro-

paischen Verteidigungspolitik aussprechen wird.
Die Minister befassten sich auch mit einer aktu-
ellen Mitteilung der EU-Kommission zum euro-
paischen Sicherheits- und Verteidigungssektor.
Die Kommissionsmitteilung tragt den Titel ,Auf
dem Weg zu einem wettbewerbsfahigeren und
effizienteren Verteidigungs- und Sicherheitssek-
tor”. Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit
wird zunehmend durch die schwierige Finanzla-
ge der EU-Mitgliedstaaten bestimmt. Die euro-
paische Schuldenbremse zwinge zu Einsparun-
gen und damit perspektivisch zu einer viel enge-
ren Zusammenarbeit im Verteidigungssektor,
heiBt es in Brisseler Kreisen.

Zwingen Fiskalpakt und Schuldenbremse zu einer
stdrkeren sicherheits- und verteidigungspolitischen

Zusammenarbeit in Europa?
© veneratio - Fotolia.com

Olekas sagte am Rande der Tagung, die sich ver-
schlechternde Sicherheitslage in Nordafrika und
im Nahen Osten zeige, dass die EU ihre Rolle als
sinternationaler Sicherheitsgarant® weiter star-
ken misse. Mit Blick auf den Europdischen Rat
erklarte der Ratsprasident: ,Fur den Dezember
wiinschen wir uns eine eindeutige politische
Botschaft, damit das derzeitige Niveau beziiglich
Ehrgeiz und Verpflichtung beim Einsatz der EU-
Kampfgruppen auf einen neuen Stand gebracht
werden kann.“ Auch die europdische Rustungs-
industrie war Gegenstand der Beratungen. Ole-
kas unterstrich die Bedeutung der von der Euro-
paischen Kommission angeregten Initiative, in
die EU-Forderprogramme verstarkt kleine und
mittlere Unternehmen einzubeziehen und ihnen
bessere Bedingungen fir die Einbindung im eu-
ropdischen und internationalen Riistungsmarkt
bereitzustellen.



http://europa.eu/rapid/press-release_IP-13-734_de.htm
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Arbeitsschutz in Europa muss gestirkt werden

Die europadische Strategie zu Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz endete offi-
ziell 2012. Ziel war eine Reduzierung der Unfall-
zahlen in Europa um 25 Prozent. Eine Neuaufla-
ge gibt es bislang nicht. Die Europdische Kom-
mission wollte nun in einer 6ffentlichen Konsul-
tation wissen, ob ihre bisherige Strategie von
2007 bis 2012 gewirkt hat und welche Schwer-
punkte kiinftig gelegt werden sollten. Auch der
dbb beteiligte sich an der Konsultation. ,Die
Zahl der Arbeitsunfille in Europa ist in den ver-
gangenen Jahren gesunken. Das alleine ist schon
ein groBer Erfolg. Allerdings diirfen dariiber
nicht die steigenden Gefahren durch Berufs-
krankheiten vergessen werden“, beschrieb
Hans-Ulrich Benra, dbb Fachvorstand Beamten-
politik und Leiter der dbb Arbeitsgruppe Arbeits-
schutz, die Herausforderung fiir eine kiinftige
europdische Arbeitsschutzstrategie.

Auch in Deutschland ist die Anzahl der Arbeits-
unfalle zwischen 2007 und 2012 gesunken, aber
nicht um die europdisch angestrebten 25 Pro-
zent, sondern nur um etwa finf Prozent. Die
Zahl todlicher Arbeitsunfalle an der Arbeitsstatte
ist 2011 sogar um vier Prozent angestiegen. Der
in vielen offiziellen Statistiken ausgewiesene
leichte Riickgang ist auf spiirbar weniger Wege-
unfallen zurickzufiihren. Auf diese Unfélle hat
der Arbeitsschutz aber kaum Einfluss. Benra
verwies zudem darauf, dass sich die Problemlage
beim Arbeitsschutz in den vergangenen Jahren
gewandelt habe: ,Die relativen Erfolge durch die
insgesamt sinkende Zahl von Arbeitsunfallen
wird durch den erschreckenden Anstieg von
Berufskrankheiten geschmalert, so Benra. Des-
halb miisse in einer kiinftigen Strategie auch fiir
die Vermeidung von Berufskrankheiten eine
klare Zielvorgabe enthalten sein.

Der Fokus auf Berufskrankheiten sei auch in der
offentlichen Verwaltung besonders wichtig. Fast
Uberall in Europa sei es zu Stellenkiirzungen
gekommen. Benra warnte vor den langfristigen
Folgen einer solchen Politik: ,Die Aufgabenver-
dichtung fuhrt haufig dazu, dass der Druck auf
den Einzelnen stark zunimmt. Die Sparpolitik
darf nicht auf Kosten der Gesundheit der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter gehen.” Einigen
Berufsgruppen des o6ffentlichen Dienstes miisse
dabei besondere Aufmerksamkeit zukommen, da
sie teils sehr hohen Belastungen ausgesetzt sei-
en. Dies betreffe unter anderem die Berufsfeu-
erwehren, aber auch Rettungsdienste.

Ein wichtiger Schwerpunkt aller aktuellen Ar-
beitsschutzstrategien miisse zudem auf der
Pravention psychischer Belastungen und den
daraus resultierenden Erkrankungen liegen, so
Benra. ,Allein im letzten Jahr waren psychische
Erkrankungen der Grund fir 53 Millionen Krank-
heitstage und 41 Prozent der Frihverrentungen.
Das ist nicht akzeptabel.“ Die gesamte Gesell-
schaft leide auf langere Sicht unter den Folgen.
»In der heutigen Arbeitswelt gibt es neue Ge-
fahrdungen. Darauf missen sich die Arbeitgeber
einstellen und im Dialog mit der Arbeitnehmer-
seite neue Losungsvorschldage entwickeln.“ Dazu
gehorten zum Beispiel eine Vertiefung gefahr-
dungsorientierter Kenntnisse und eine Sensibili-
sierung in Fragen der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz, sowohl
bei Arbeitnehmern als auch bei Arbeitgebern.

dbb Vize Hans-Ulrich Benra
©dbb, 2013

,Die Arbeitswelt dndert sich fortlaufend. Dabei
ist es aber nicht nur die technische Entwicklung,
die viele Arbeitsablaufe beeinflusst. Besonders
spurbar wird sich auch der demografische Wan-
del auf die Arbeitswelt auswirken®, erlauterte
Benra. Vor allem die Anforderungen an die Ar-
beitsplatze seien fiir dltere Arbeitnehmer anders
als fiir junge Menschen. Dies misse dringend
beriicksichtigt werden. ,Hier gilt wie fiir die ge-
samte Arbeitsschutzstrategie: es darf keinen
Stillstand geben. Neue Herausforderungen miis-
sen erkannt, neue Losungsvorschlage entwickelt
werden. Von einem effektiven europaischen
Arbeitsschutz profitieren alle Seiten®, so der dbb
Fachvorstand.
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DSTG fordert besseren EU-Datenaustausch

Die EU verfolgt besonders infolge der Euro-
Schuldenkrise das Ziel, Steuerbetrug und Steuer-
vermeidung einzudimmen. Ab 2015 soll es einen
automatischen EU-weiten Informationsaustausch
iiber alle Einkommensarten geben. Auf Probleme
beim EU-weiten Datenaustausch, mit dem die
Finanzminister gegen die Steuerflucht vorgehen
wollen, hat der Bundesvorsitzende der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Tho-
mas Eigenthaler hingewiesen.

Der Deutschen Welle sagte Eigenthaler am 3.
September: ,Die Dinge kommen tropfchenweise
an - und in Papierform® — eine Mitteilungsform,
die im internationalen Datenaustausch eigentlich
vollig veraltet sei. Die Folge: Es sei fiir die Finanz-
behorde sehr schwierig, Papiere, die aus dem EU-
Ausland kommen, auszuwerten und dem richti-
gen Steuerzahler zuzuordnen. Ein einheitliches
Format der aufgelisteten Kapitaleintrage europai-
scher Steuerzahler fehle bis heute. ,Wir miissen
davon ausgehen, dass wir sehr unterschiedliche
Steuerverwaltungen in Europa haben. Und jedes
Land hat seine eigenen Software®, so Eigenthaler.
Er forderte, dass die Ubermittlung kinftig elek-
tronisch erfolgen miisse.

dbb Vize Thomas Eigenthaler
© dbb, 2013

Die EU-Kommission hatte am 12. Juni vorgeschla-
gen, ab 2015 einen automatischen Datenaus-
tausch zwischen den Steuerbehérden der 28 Mit-
gliedstaaten festzulegen. Dabei sollen alle Ein-
kommen erfasst werden, die von EU-Biirgern im
EU-Ausland erzielt werden. Nach Schatzungen
von Eurostat wird in der EU Jahr fiir Jahr eine
Steuerschuld von rund einer Billion Euro hinterzo-
gen.

Silberbach: ,,Bundesregierung muss Chaos an
Flughifen verhindern“

Nachdem das Europdische Parlament eine Viel-
zahl von Anderungen am Entwurf eines Liberali-
sierungsvorschlags fiir die Bodenverkehrsdienste
vorgenommen hat, wird der Ministerrat iiber die
Vorlage entscheiden miissen. Der stellvertretende
dbb Bundesvorsitzende und Chef der komba ge-
werkschaft, Ulrich Silberbach, sieht die Bundesre-
gierung in der Verantwortung: ,,Unabhingig vom
Ausgang der Bundestagswahl muss klar sein, dass
die deutschen Regierungsvertreter im Rat bald
iiber Fragen zu entscheiden haben, die nicht nur
die soziale Lage von einigen tausend Beschaftig-
ten betreffen sondern auch die Sicherheit an un-
seren deutschen Flughifen.“ Silberbach fordert
die Bundesregierung auf, die weitere Marktoff-
nung im Bereich der Bodenabfertigung zu verhin-
dern. ,,Die bereits erfolgte Ausweitung auf zwei
Anbieter hat schon zu einer erheblichen Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen gefiihrt.“
Ein dritter Anbieter sei zudem nicht mehr sinnvoll
in die Arbeitsabldufe einzubeziehen. Es drohe ein
Verlust an Servicequalitat und Sicherheit.

dbb Vize Ulrich Silberbach
©dbb, 2013

Die Verordnung soll, wenn sie in ihrer gegenwar-
tigen Form verabschiedet wird, zu einer weiteren
Liberalisierung der Bodenverkehrsdienste an eu-
ropaischen Flughdfen ab einem jahrlichen Ver-
kehrsaufkommen von 15 Millionen Passagieren
fuhren. Betroffen waren besonders deutsche
Flughafen wie Fraport in Frankfurt am Main, wo
die komba gewerkschaft viele Mitglieder hat. ,Die
Bodenabfertigung erfolgt nach hohen Qualitats-
anspriichen und Sicherheitsanforderungen. Wer
will ausgerechnet da Abstriche machen?“, fragt
der komba-Bundesvorsitzende. Silberbach be-
firchtet neben den schlechteren Arbeitsbedin-

-10-
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gungen und dem Verlust von Arbeitsplatzen mas-
sive Auswirkungen auf die logistischen Ablaufe an
den Flughdfen. ,Die Fluggdste werden diesen
vermeintlichen Fortschritt mit mehr Verspatun-
gen und weniger Sicherheit bezahlen miissen,
prophezeit Silberbach. ,Wer das verhindern will,
muss jetzt Farbe bekennen®, fordert der stellver-
tretende dbb Bundesvorsitzende.

Auf Qualitdt und Sicherheit kommt es an;

Probleme am Boden I6sen sich nicht in (der) Luft auf
© Guido Vrola - Fotolia.com

Die Vorlage, die in 1. Lesung im Europaischen
Parlament mit vielen Anderungen verabschiedet
wurde, sei bereits besser als der urspriingliche
Kommissionsentwurf. ,Das Parlament hat hier
einige Schranken eingezogen. Lohn- und Sozial-
dumping bleiben aber moglich und sind leider
wahrscheinlich, wenn es tatsachlich zu einer
Ausweitung auf drei Anbieter kommt.“ Es komme
nun auf den Rat an, der sich unabhangig von der
deutschen Bundestagswahl weiter mit dem Vor-
gang befassen misse. ,Ich kann nur an die Bun-
desregierung appellieren, auf die Allianz der Ver-
nunft von Flughafenbetreibern und Gewerkschaf-
ten zu héren und die Vorlage zu stoppen®, so Sil-
berbach. Die Gewerkschaften stimmten in der
Einschatzung der Folgen einer weiteren Liberali-
sierung der Bodenverkehrsdienste mit den Flug-
hafenbetreibern (berein. ,Wir ziehen da in
Deutschland an einem Strang, was ich bemer-
kenswert finde. Ich gehe davon aus, dass die Bun-
desregierung die Argumente, die ihr prasentiert
werden, nicht ignorieren kann.“

EuGH stérkt den Erhalt von Urlaubsanspriichen

Der Europidische Gerichtshof (EuGH) hat seine
Rechtsprechung in Bezug auf den Urlaubsan-
spruch von Arbeitnehmern weiter fortentwickelt.

Die Vorsitzende der Bundesfrauenvertretung des
dbb, Helene Wildfeuer, begriiBt das am 13. Juni
2013 in der Rechtssache Brandes (C-415/12). Der
EuGH habe seine Rechtsprechung zum Erhalt von
Urlaubsanspriichen beim Ubergang zur Teilzeit-
beschaftigung weiter prazisiert und den Erhalt
der Urlaubsanspriiche beim Wechsel zu einer
niedrigeren Arbeitszeit gestarkt.

Am 22. April 2010 hatte der EuGH in der so ge-
nannten Tirolentscheidung (C-486/08) Uber ein
Vorabentscheidungsersuchen  aus  Osterreich
entschieden, dass der Anspruch auf Jahresurlaub,
der wahrend einer Vollzeitbeschaftigung erwor-
ben wurde, beim Ubergang in eine Teilzeitbe-
schaftigung nicht gemindert werden darf, wenn
die Inanspruchnahme des Urlaubs vorher nicht
moglich war. Der EuGH hat nun mit seinem Be-
schluss vom 13. Juni 2013 in der Rechtssache
Brandes daruiber hinaus festgestellt, dass es ge-
gen europarechtliche Bestimmungen verstoR3t,
wenn - wie derzeit nach deutschem Recht - ein
aus der Vollzeitbeschaftigung erworbener Ur-
laubsanspruch bei einer Verminderung der Wo-
chenarbeitstage entsprechend der Teilzeitquote
verringert wird. Diese Umrechnung stelle eine
unzuldssige Verminderung des erworbenen Ur-
laubsanspruches dar.

Urlaubsanspruch darf nicht gemindert werden
© DOC RABE Media - Fotolia.com

Die Klagerin war beim Land Niedersachsen be-
schaftigt. Nach der Riickkehr aus der Elternzeit
verringerte sie ihren Beschaftigungsumfang auf
eine Teilzeitbeschaftigung mit nur noch drei statt
fiinf Wochenarbeitstagen. Der Arbeitgeber hat
entsprechend eines Urteils des Bundesarbeitsge-
richts vom 28. April 1998 (AZR 314/97) den beste-
henden Urlaubsanspruch auf die neue Arbeitszeit
umgerechnet und nur noch einen entsprechend
verminderten Urlaub gewahrt. Die Kldgerin hat
sich gegen diese Umrechnung ihres Urlaubsan-
spruchs gewandt. Im Ausgangsverfahren hat das

-11-
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Arbeitsgericht Nienburg den EuGH um Vorabent-
scheidung ersucht, wie vor dem Hintergrund der
Tirolentscheidung das einschligige Unionsrecht
auszulegen ist.

Helene Wildfeuer: ,Ein notwendiger Schritt
©dbb, 2013

»Der EuGH starkt durch diese Rechtsprechung die
Rechte der Beschdftigten und sorgt dafiir, dass
bereits angefallener Urlaub in voller Hohe erhal-
ten bleibt, auch wenn eine verringerte Arbeitszeit
vereinbart wird. Ich habe bei der bisherigen BAG-
Rechtsprechung nie einsehen kénnen, weshalb
bereits erdienter Urlaub - beispielsweise im An-
schluss an eine Elternzeit - teilweise untergeht,
nur weil eine niedrigere Arbeitszeit vereinbart
wird. Der neue Beschluss des EuGH ist aus meiner
Sicht ein notwendiger und guter Schritt in die
richtige Richtung®, kommentiert Helene Wild-
feuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertre-
tung das Urteil.

Wie das Urteil im deutschen Recht angewendet
werden wird, wird der weitere Instanzenzug vor
den Arbeitsgerichten im Ausgangsverfahren kla-
ren. Da die bisherige Rechtsprechung des BAG die
Umrechnung und Verminderung von Urlaubsan-
spriichen beim Ubergang in Teilzeit derzeit noch
deckt, rat die dbb bundesfrauenvertretung zu-
nachst Betroffenen wie bisher weiterhin, im An-
schluss an die Elternzeit zundchst die bereits be-
stehenden Urlaubsanspriiche in Vollzeit aufzu-
brauchen und erst dann auf ein Teilzeitarbeits-
verhaltnis umzusteigen, um den Verlust von Ur-
laubstagen durch die Herunterrechnung auf die
neue Arbeitszeit zu vermeiden. (S. Scholz)

DPolG fiir scharferes Waffenrecht durch Europa

Die Europdische Kommission bereitet eine neue
Mitteilung iiber Feuerwaffen vor. Im Mittelpunkt
der nichtlegislativen Initiative steht die Frage, wie

der illegale Waffenhandel und der kriminelle
Gebrauch legaler Waffen wirksam bekampft
werden koénnen. Der Bundesvorsitzende der
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG), Rainer
Wendt, begriiBt und unterstiitzt die Initiative.
,Die kriminellen Kartelle kennen keine Grenzen.
Es macht daher durchaus Sinn, das Waffenrecht
auf europdischer Ebene weiter zu verscharfen.”
Die Kommission solle es nicht bei einer Mitteilung
belassen. ,,Die fiir 2015 in Aussicht gestellte Revi-
sion der Richtlinie iiber die Kontrolle des Erwerbs
und des Besitzes von Waffen macht Sinn.*

DPolG Chef Rainer Wendt
©dbb, 2013

»Wir haben das Waffenrecht in Deutschland in
Folge des Amoklaufs von Winnenden verscharft,
aber noch nicht alles umgesetzt, was aus polizeili-
cher Sicht sinnvoll ware*, sagte Wendt. Die DPolG
spreche sich dafiir aus, Kontrollbefugnisse regel-
maRig daraufhin zu Uberpriifen, ob sie auch zu
gewilinschten Erfolgen fiihren und wirklich not-
wendig sind. Eine Verteufelung des Schie3sports
beispielsweise diirfe es nicht geben, denn wer
verantwortungsvoll mit Waffen umgehe, dirfe
nicht stdndig unter Generalverdacht stehen,
Amoklaufer zu werden oder Krimineller zu sein.
SWir miissen die Wege, die Schusswaffen von
ihrer Herstellung Uber ihren Vertrieb nehmen,
einer engeren Kontrolle unterziehen. Dazu
braucht es mehr europaische Zusammenarbeit
und verldssliche Kennzeichnungen von Waffen.
Europol kénnte hierbei eine sinnvolle Rolle spie-
len.“ Wendt wiirde es sehr begriiRen, wenn die
neue Kommission sich dieses wichtigen Themas
Ende 2014 anndhme.

Rainer Wendt und die DPolG hatten bereits in den
Jahren 2006 und 2007 erfolgreich mit der Bericht-
erstatterin des Europdischen Parlaments fir die
damalige Novellierung der Richtlinie, Gisela Kal-
lenbach (Biindnis 90/DIE GRUNEN), zusammen-
gearbeitet. Damals stand die Erfassung legaler
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Schusswaffen in einem zentralen Register im
Vordergrund, wie sie von der DPolG gefordert
worden war. 2015 wird es vornehmlich um Rege-
lungen gehen, die den illegalen Waffenhandel
erschweren sollen. ,Wir werden wieder mit dem
Europadischen Parlament reden, stehen mit unse-
rem Wissen und unseren Erfahrungswerten aber
auch der Kommission gerne als Ansprechpartner
zur Verfligung®, betonte der DPolG-Chef.

BDZ-Chef zum EU-Zollbericht:
»,Die Erfolgsquote konnte deutlich héher sein“

Am 5. August veroffentlichte die Europdische
Kommission ihren Jahresbericht iiber ZollmaR-
nahmen zur Durchsetzung der Rechte des geistigen
Eigentums. 2012 wurden demnach Produktfal-
schungen im Wert von einer Milliarde Euro be-
schlagnahmt. Der BDZ-Bundesvorsitzende, Klaus
H. Leprich, bezeichnete den Riickgang des Wertes
der vom Zoll abgefangenen Waren als ,,Mahnung
an die EU-Mitgliedstaaten“. ,Wenn diese Zahl
niedriger wird, heiBt das nicht, dass es weniger
Produktfalschungen in Europa gibt“, so Leprich, der
auch Vizeprasident der Union des Finanzpersonals
in Europa (UFE) und Vorsitzender des UFE - Zollaus-
schusses ist. Vielmehr unterstreiche der Bericht
zweierlei: die hohe Bedeutung des Zolls fiir den
Schutz des geistigen Eigentums und die Sicherheit
der Verbraucher sowie die Folgen eines fortgesetz-
ten Personalabbaus in den europdischen Zollver-
waltungen.

Der BDZ fordere seit Jahren einen Stopp des Perso-
nalabbaus und die Realisierung einer einheitlichen
und wirksamen Risikoanalyse in allen EU-
Mitgliedstaaten, erklarte Leprich aus Anlass des
ver6ffentlichten Kommissionsberichts. Der Bericht
zeige, wie notwendig Reformen zu Gunsten attrak-
tiver Zollverwaltungen seien. ,Der Zoll kann nur
dann den Produktfalschern einen Strich durch die
Rechnung machen, wenn er Uber ausreichende
personelle und materielle Ressourcen verfiigt.“ Die
Motivation der Mitarbeiter sei dabei nicht weniger
wichtig als die Gute der technischen Ausriistung. In
einigen EU-Mitgliedstaaten bestiinden bei Perso-
nalausstattung, Bezahlung und Arbeitsplatzsicher-
heit groRe Defizite. Der Zoll in Europa sei weit da-
von entfernt, auf der Basis des Zollkodex wie eine
einzige Zollverwaltung in Europa zu handeln.

Dariiber hinaus bestatige der Bericht, wie wichtig
vor allem der Kampf gegen den Zigaretten-
schmuggel sei, so Leprich weiter. ,Ich begriiRe es,
dass die Bundesregierung am 17. Juli der Unter-

zeichnung des Tabakschmuggelprotokolls zuge-
stimmt hat.“ Diese Initiative diene dem Gesund-
heits- und Verbraucherschutz. Nach wie vor stiin-
den Zigaretten bei Produktfalschungen mit weitem
Abstand an erster Stelle. ,Wir konnen die Produkt-
piraterie nur erfolgreich zuriickdrangen, wenn wir
dem Zoll in Europa und seinen Bediensteten die
materiellen und immateriellen Moglichkeiten dazu
geben.“ Auch in Deutschland misse die Strategie
bei der Bekampfung des Zigarettenschmuggels
uberpriift und der Lage angepasst werden. Denn
die Beschlagnahmezahlen verharrten auf niedri-
gem Niveau.

BDZ Chef Klaus H. Leprich
©dbb, 2013

Grundsatzlich  positiv.  bewertete der BDZ-
Bundesvorsitzende die Haltung der Europdischen
Kommission zu den Zollverwaltungen der Mit-
gliedstaaten: ,Die Kommission erkennt die schwie-
rige Arbeit der Zollbeamtinnen und -beamten an,
wenn sie auf den wesentlichen Beitrag des Zolls bei
der Bekampfung von Produktfalschungen ver-
weist.“ Der fiir Zollfragen zustandige EU-
Kommissar Algirdas Semeta hatte am 5. August
erklart: ,,im Kampf gegen die Produktpiraterie, die
den legalen Handel verdrangt, steht der Zoll in der
EU an vorderster Front.”

Leprich betonte, die Europdische Kommission miis-
se die richtigen Schlussfolgerungen aus dieser
Erkenntnis ziehen. ,,Wer leistungsfahige 6ffentliche
Dienste will, darf mit seinen politischen Malinah-
men und Empfehlungen nicht dazu beitragen, dass
die Staaten ihren Aufgaben nicht mehr nachkom-
men konnen.” Letztlich liege die Verantwortung fiir
die Umsetzung der EU-Vorgaben bei den europai-
schen Mitgliedstaaten. Da bestehe auch in
Deutschland Optimierungspotenzial.
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Ende der Vogel-Strau3-Politik

Die dbb Sozialexpertin Siglinde Hasse, Bundes-
geschaftsfiihrerin der Gewerkschaft der Sozial-
versicherung und stellvertretende Vorsitzende
des Beschiftigungs- und Sozialausschusses der
CESI, pladiert fiir eine Abkehr von der ,,Vogel-
Strauss-Politik* in Sachen Europa. ,,Wir Gewerk-
schaften miissen uns konstruktiv-kritisch mit
den Folgen auseinandersetzen, die eine europai-
sche Wirtschaftsregierung haben wird“, zeigt
Hasse sich iiberzeugt. ,,Die Wahrungsunion wird
mittelfristig eine Angleichung der Lebensver-
héltnisse innerhalb der Eurozone nach sich zie-
hen. Darauf miissen wir uns einstellen, und wir
miissen uns auf europdischer Ebene dafiir ein-
setzen, dass die Richtung nach oben weist und
nicht nach unten.“ Der dbb setze dabei auf die
CESI. ,,Wir haben uns fiir den Weg der gemein-
samen Interessenvertretung in der CESI ent-
schieden, damit unsere Mitglieder und ihre An-
liegen in Europa Gehor finden.*

CESI

WWW.Cesi.o g

Siglinde Hasse, Vize-Prdsidentin des SOC-Ausschusses
© CESI, 2013

Hasse betrachtet ein verstarktes europdisches
Engagement der Gewerkschaften als notwendig.
,Ich bin froh, dass der dbb sich stark in der CESI
engagiert.” Die Europdische Union der Unabhan-
gigen Gewerkschaften (CESI) biete ein wichtiges
politisches Feld, ohne das auch die nationale
Gewerkschaftsarbeit nicht mehr erfolgreich sein
konne. ,Wir mussen die Europaisierung als
Chance begreifen und sehen ja beispielsweise an
den Méglichkeiten, die der deutsche Arbeits- und
Ausbildungsmarkt heute Jugendlichen aus Euro-
pa bietet, wie viel wir voneinander lernen und
profitieren konnen.“ Selbstverstandlich gelte es
auch fir die Deutschen, von ihren Nachbarn und
Partnern zu lernen. ,Wenn ich mir zum Beispiel
die demografische Entwicklung Frankreichs an-

sehe, missen die ja etwas richtig machen, was
bei uns besser laufen kénnte.”

Insgesamt sei es unverzichtbar, Europadisierung
nicht als Nullsummenspiel zu begreifen. ,Wir
diirfen nicht immer befiirchten, irgendetwas zu
verlieren. Vielmehr missen wir schauen, wie wir
qualitativ hinzugewinnen kénnen und zwar ge-
meinsam.” Hasse zeigt sich lberzeugt, dass die
Wahrungsunion fortbestehen und also zu einer
allmahlichen Angleichung der Lebensverhaltnis-
se fithren wird. Darauf gelte es sich einzustellen.
»Unsere Handlungsmoglichkeiten erweitern sich
uber die nationalen Grenzen hinaus. Das ist zu-
nachst einmal weder positiv noch negativ, son-
dern einfach nur eine Tatsache.“ Hasse will sich
intensiv in die weitere europapolitische Arbeit
auf Ebene der CESI und auch im dbb einbringen.
Die Offenheit fiir die sich vollziehenden europai-
schen Entwicklungen diirfe aber nicht den Blick
auf die Interessen der Beschaftigten verstellen:
»Die europaische Politik darf die Menschen nicht
tiberfordern bei den Schritten, die zur dauerhaf-
ten Stabilisierung der Eurozone zu gehen sind.”

Portugal: Verfassungsgericht stoppt
Beamtenentlassungen

Das portugiesische Verfassungsgericht ist der
Regierung in Lissabon Ende August in den Arm
gefallen. Ein neuer drastischer Sparplan zulasten
der Beamten wurde héchstrichterlich gestoppt.
CESI-Generalsekretar Klaus Heeger zeigte sich
sehr zufrieden iiber die Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts. ,Entscheidungen wie die der
portugiesischen Regierung sind nicht dazu ange-
tan, das Vertrauen der dffentlich Bediensteten in
die Regierung zu sichern. Loyalitat ist keine Ein-
bahnstraRe. Es ist gut, dass die Richter das Vor-
haben verhindert haben.*

Heeger sagte weiter zum Urteil des portugiesi-
schen Verfassungsgerichts: ,Es ist gut zu wissen,
dass es eine unabhangige Rechtsprechung gibt,
die Irrtiimer der Regierenden korrigiert.“ Es sei
zwar richtig, dass Portugal Reformen brauche
und sparen miusse. ,Das kann aber nicht alles
sein. Das Land braucht auch Wachstumsimpulse,
damit wieder neue Arbeitsplatze entstehen und
die grassierende Massenarbeitslosigkeit erfolg-
reich bekampft werden kann.“ Dass Beamte in
unbezahlte Umschulungen gezwungen oder
gleich entlassen werden sollten, bezeichnete
Heeger als gravierenden Fehler: ,Worauf will die
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Regierung denn aufbauen, wenn sie sich ihren
administrativen Unterbau weghaut? Wer mit der
Abrissbirne an seinen &ffentlichen Dienst geht,
erntet nur noch mehr Arbeitslosigkeit und noch
weniger Wettbewerbsfahigkeit.“ Eine gut funk-
tionierende, birgerfreundliche und effiziente
offentliche Verwaltung sei ein wichtiger Ent-
scheidungsfaktor fiir Investoren.

CESI-Generalsekretdr Klaus Heeger
®© CESI, 2013

Das Gesetz hatte vorgesehen, dass Beamte wah-
rend einer Zwangsumschulung nur noch 63 be-
ziehungsweise nach sechs Monaten sogar nur
noch 50 Prozent ihrer Besoldung erhalten hat-
ten. Nach einem Jahr sollten sie, sofern sie keine
neue Verwendung fanden, entlassen werden
konnen. Knapp eine Milliarde Euro sollte auf
diese Weise bis 2016 eingespart werden. Das
Verfassungsgericht stoppte das Gesetz mit Ver-
weis auf die bei Einstellung zugesagte Arbeits-
platzsicherheit und den besonderen Status der
Beamten. Die Belastung der Beamten sei unver-
haltnismaRBig. Die Regierung von Ministerprasi-
dent Passos Coelho war schon im April mit ei-
nem Sparpaket vom Verfassungsgericht ausge-
bremst worden. Die Regierung in Lissabon steht
jedoch gegenilber den Europartnern, IWF und
EZB im Wort, die das Land seit Mai 2011 mit
Kredithilfen und Garantien tiber Wasser halten.

CESI-Mitglied kiindigt EU-weiten Aktionstag an

Die europdische Vereinigung der Fluglotsen
ATCEUC (Air Traffic Controllers European Union‘s
Coordination) ist seit diesem Friithjahr Mitglied
der CESI. Am 3. September beschloss der Vor-
stand der ATCEUC einen europaweiten Aktions-
tag gegen die Plane der EU-Kommission fiir ei-
nen einheitlichen europdischen Luftraum. Die
ATCEUC hat ihre 14.000 Mitglieder fiir den 10.

Oktober zum Widerstand gegen dieses Vorha-
ben aufgerufen. Die Kommission unternehme
mit ihrem Rechtsetzungsschritt ,,Single Euro-
pean Sky I1+“ und der darin vorgesehenen Leis-
tungsregulierung den Versuch einer weitrei-
chenden Deregulierung der Flugsicherung. Diese
fiihre zwangslaufig zu Privatisierungen in Teilbe-
reichen der Flugsicherung, gegen die sich die
ATCEUC wehrt. ,,Die Kommission grabt mit ihren
Vorschlagen unseren Arbeitgebern das Wasser
ab“, sagte der Vorsitzende der ATCEUC Volker
Dick.

Die Kommission fuhrt an, dass der europdische
Luftraum zersplittert sei, was zu hohen Kosten
fihre. ,Das ist zwar richtig. Der Luftraum ist aber
wegen staatlicher Grenzen und militarischer
Luftbewegungen zersplittert®, so Dick. ,,Das flihrt
zu jeder Menge Verspatungsminuten, fiir die wir
nichts konnen, die uns aber zugerechnet wer-
den.” Die ATCEUC befiirwortet einen einheitli-
chen Luftraum, sieht aber nicht die Notwendig-
keit der Aufgabenprivatisierung. Die Arbeit der
Fluglotsen sei eine hoheitliche Aufgabe und fiir
die Sicherheit des Flugverkehrs in Europa unver-
zichtbar. ,Die Losung bestiinde fiir uns darin,
dass die Flugsicherungsdienste von einem einzi-
gen offentlich-rechtlichen europaischen Dienst-
anbieter versehen werden.”

Arbeitsplatz der Fluglotsen

© Paul Heasman - Fotolia.com

In Deutschland war der Versuch, die Flugsiche-
rung zu privatisieren, bereits im Jahr 2006 im
letzten Moment wegen verfassungsrechtlicher
Bedenken vom Bundesprasidenten gestoppt
worden. ,Sollte es nicht noch zu einer Einigung
im Dialog der Europdischen Institutionen mit uns
kommen, ist fiir den 10. Oktober mit erheblichen
Storungen des Flugverkehrs zu rechnen®, so Dick.
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Wi-Fi fiir ganz Europa

Zwischen 2012 und 2017 wird es laut einer
europdischen Studie zu einer jahrlichen Steige-
rung des Datenverkehrs tiber Mobilfunk um 66
Prozent kommen. Die Mobilfunknetze konnten
durch den hoheren Datenverkehr an ihre Kapa-
zitatsgrenzen geraten. Die Europadische Kom-
mission will sich deshalb dafiir einsetzen, dass
fir Wi-Fi-Netze weitere Frequenzen zur Verfi-
gung gestellt werden, damit diese lokalen Ver-
bindungen die Mobilfunknetze entlasten kon-
nen. Die Studie hatte ergeben, dass Verbrau-
cher in den meisten Fallen eine lokale Drahtlos-
verbindung dem eigentlichen Handynetz vor-
ziehen, da sie so Kosten sparen kdnnen.

»Made in Germany* bleibt

Waihrend des Sommers sahen vor allem deut-
sche Medien die Herkunftsbezeichnung ,Made
in Germany“ in akuter Gefahr. Die neuen Vor-
schlage der Europaischen Kommission zu Pro-
duktsicherheit waren so ausgelegt worden, als
solle ein neues Label ,Made in Europe“ voll-
standig die alten ersetzen. Die Kommission
stellte nun aber klar, dass es ihr vielmehr um
den Schutz der Landerlabel gehe, sie diese auf
keinen Fall abschaffen wolle. Jedes Produkt,
dessen ,wesentliche, wirtschaftlich gerechtfer-
tigte Be- und Verarbeitung“ in Deutschland
stattfindet, darf auch kiinftig mit ,Made in
Germany“ bezeichnet werden.

Das in den 1880er Jahren von den Briten eingefiihrte Label

sollte Kdufer vor billigen deutschen Industriekopien warnen
© abcmedia - Fotolia.com

Weniger Katzenhaie fiir Deutschland

RegelmaRig tberpriift die Europdische Kommis-
sion, ob sich die Mitgliedstaaten an die festge-
legten Fangquoten fir Fische halten. Durch die
Beschrankung soll eine Uberfischung und damit
die Gefdhrdung ganzer Bestande verhindert
werden. Wenn ein Mitgliedstaat seine Fangquo-
ten in einem Jahr Uberschritten hat, darf er
entsprechend weniger aus demselben Bestand
im Folgejahr fangen. Mitte August legte die
Kommission eine Liste vor, die genau ausweist,
welcher Mitgliedstaat, welche Fischart schonen
muss. Fur Deutschland wurde festgelegt, dass
im laufenden Jahr knapp eine Tonne Katzenhai
weniger gefangen werden darf als im Vorjahr.
Die grofdten Einschrankungen wurden Zypern
auferlegt, das auf fast 1.400 Tonnen Thunfisch
verzichten muss.

Abwasser flieft in die richtige Richtung

Die Behandlung von Abwasser ist ein wichtiger
Beitrag zum Umweltschutz und zur Verbesse-
rung der Qualitdt von Gewassern. In ihrem neu-
en Bericht zur Abwasserbehandlung in Europa
stellt die Kommission den Mitgliedstaaten ins-
gesamt ein gutes Zeugnis aus. In keinem der
Lander ist der Standard seit 2007 gesunken, die
meisten Staaten haben spurbare Fortschritte
gemacht. Am besten stehen Deutschland, Os-
terreich und Finnland da, die in den drei Priifbe-
reichen Sammelquote, Zweitbehandlung und
weitergehende Behandlung jeweils das Maxi-
mum erreichen. Vor allem die Lander Osteuro-
pas, die erst spater der Europdischen Union
beigetreten sind, haben hier noch teils grof3en
Nachholbedarf, konnten in den vergangenen
Jahren aber substantielle Fortschritte machen.

Weniger Gift im Spielzeug

Seit 2009 legt eine EU-Richtlinie Grenzwerte fiir
chemische Schadstoffe in Kinderspielzeug fest.
Diese Hochstwerte sind nun fir alle Mitglied-
staaten bindend geworden. Ab sofort sind da-
mit 55 krebserregende Substanzen verboten,
bestimmte Allergene missen verpflichtend
ausgewiesen werden. Bestimmte Stoffe wie
etwa Schwermetalle sind hingegen nicht verbo-
ten, dirfen bestimmte Grenzwerte aber nicht
uberschreiten. Deutschland hat fir all diese
Substanzen bereits eigene Grenzwerte einge-
fihrt, die ein noch héheres Schutzniveau als das
von der EU mindestens geforderte garantieren.
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Bundestagswahl 2013:
Europa in den Wahlprogrammen

Die wichtigsten europapolitischen Aussagen der
Wahlprogramme der im Deutschen Bundestag
vertretenen Parteien werden auf den folgenden
Seiten  parteipolitisch neutral zusammgefasst.
Rechts neben den Parteilogos finden sich im
Briefsymbol Hyperlinks auf die vollstindigen
Wahlprogramme von CDU/CSU, SPD, FDP, DIE
LINKE. und Biindnis 90/ Die Grtinen.

N CDU
CSU¢ =

CDU und CSU sehen Deutschlands Zukunft in
ihrem gemeinsamen Wahlprogramm in einem
starken Europa. Die EU sei ,eine einmalige Werte-
und Rechtsgemeinschaft®. Der liberragende Erfolg
der europaischen Einigung verpflichte und ermu-
tige dazu, den Weg fortzusetzen, ,der fiir eine
friedliche und demokratische Einigung Europas
steht”. CDU und CSU betonen die Bedeutung der
christlich-abendlandischen Wurzeln und der
Ideen der Aufklarung fiir Europa. Sie setzen sich
dafiir ein, einen Gottesbezug in den EU-Vertrag
aufzunehmen.

Deutschland werde von anderen in Europa und
der Welt als Vorbild gesehen. Dies sei insbesonde-
re auf die ausgewogene deutsche Wirtschafts-
struktur mit einem starken Mittelstand, einer
leistungsfahigen Industrie und einer gelebten
Sozialpartnerschaft von Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbanden zuriickzufiihren. CDU und
CSU meinen, dass ihre Politik Deutschland zum
»Stabilitatsanker und Wachstumsmotor Europas®
gemacht habe. Aus Deutschlands starker Stellung
ergebe sich eine besondere Verantwortung in der
,Schuldenkrise”. CDU und CSU bekennen sich zur
gemeinsamen europdischen Wahrung.

Angesichts der weltweiten demografischen Ver-
schiebungen sei der Wohlstand nur zu sichern,
wenn Europa ein wettbewerbsfahiger Kontinent
bleibe. CDU und CSU kampften daher ,fiir eine
starke und wettbewerbsfahige Europaische Uni-
on, die gestarkt aus der Schuldenkrise heraus
kommt“. Es seien wichtige Reformen auf den Weg
gebracht worden, so vor allem die europdischen

,Schuldenbremsen” nach deutschem Vorbild.
Zugleich werde mit Strukturreformen der ,Weg
zu mehr Wettbewerbsfahigkeit, nachhaltigem
Wachstum und Beschaftigung geebnet”.

Die Krise sei entscharft, aber noch nicht gelost:
CDU und CSU bekennen sich zur Solidaritat mit
den europaischen Nachbarn. Hilfe setze aber auch
eigene Leistungen voraus. Die Schuldenberge
missten abgebaut, die Wettbewerbsfahigkeit
gesteigert werden. EU-Fordermittel sollten ,star-
ker auf Projekte ausgerichtet werden, die Wett-
bewerbsfahigkeit steigern und Arbeitsplatze
schaffen”. Besonders gelte das fiir Malnahmen
gegen die Jugendarbeitslosigkeit.

CDU und CSU sind gegen die Einfiihrung von Eu-
robonds. Sie lehnen diese als ,Weg in eine europa-
ische Schuldenunion“ ab. Als Haupthandlungsfel-
der fur die ,Starkung der Wirtschafts- und Wah-
rungsunion als Stabilitdtsunion“ nennen CDU und
CSU die europaische Bankenunion, strikte Haus-
haltsregeln und Wettbewerbsfahigkeit in ganz
Europa. Die europadische Bankenaufsicht solle fiir
grol3e, systemrelevante Banken gelten, die deut-
sche Bankenaufsicht weiter fiir Sparkassen und
Genossenschaftsbanken. Eine europaweite Einla-
gensicherung und damit eine Vergemeinschaf-
tung des Haftungsrisikos werden abgelehnt. Die
Rolle der EU-Kommission wollen CDU und CSU im
Rahmen des Fiskalpakts gestarkt sehen. Wer ge-
gen die Regeln des Stabilitats- und Wachstums-
pakts verstol3e, misse mit Sanktionen rechnen.

Um ,,unser Sozialmodell bewahren und fortentwi-
ckeln“ zu konnen, soll auf EU-Ebene ein Pakt fiir
Wettbewerbsfahigkeit geschlossen werden. ,Da-
bei ist es unser Ziel, die Schwachen zu starken und
die Leistung der Besten zum MaRstab fur alle zu
machen.” Speziell bei der Einflihrung der dualen
Ausbildung in Schule und Betrieb sollen andere
europaische Lander von Deutschland unterstiitzt
werden. Mit der ,Jugendoffensive” wollen CDU
und CSU ,Investitionen und MalRnahmen zur
Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit in Euro-
pa“auf den Weg bringen.

CDU und CSU setzen auf eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit zwischen den europadischen
Partnern, betonen dabei die besondere Bedeu-
tung der deutsch-franzosischen Partnerschaft und
auch des Weimarer Dreiecks aus Frankreich, Polen
und Deutschland.

Mehr Biirgernahe wird fiir Europa eingefordert.
,Fur CDU und CSU sind die Nationalstaaten und
die Regionen pragende Bestandteile eines Europas
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der Einheit in Vielfalt. Wir wollen kein zentralis-
tisch organisiertes und regiertes Europa.” Deutsch
soll in den EU-Institutionen mit dem Englischen
und Franzosischen gleich behandelt werden. Bei-
de Parteien wollen sich fiir mehr Austausch und
Begegnungen von Biirgerinnen und Biirgern in
Europa einsetzen.

<=

Die SPD will wieder fiir mehr Europafaszination
sorgen. Es fehle an ,Begeisterung oder Inspiration
fiir unser Europa“, heif3t es im Wahlprogramm der
Sozialdemokraten. Die Krisenbekdmpfung sei zu
spat erfolgt oder nur halbherzig vollzogen wor-
den. Europa misse dem ,Neoliberalismus und
Marktradikalismus sein Modell einer sozialen und
nachhaltigen Demokratie und Marktwirtschaft*
entgegenstellen. ,Dem kalten Wettbewerbseuro-
pa muss endlich eine sozial verantwortlich han-
delnde EU entgegengesetzt werden.”

Die EU-Kommission soll zu einer Regierung aus-
gebaut, vom Europaischen Parlament gewahlt
und kontrolliert werden. Das Parlament soll das
Initiativrecht erhalten und in der Gesetzgebung
auf Augenhohe mit dem Rat agieren. Die SPD
erklart, kiinftig nur noch einen Kommissionspra-
sidenten mitzutragen, wenn dieser zuvor als Spit-
zenkandidat eine Mehrheit in den Europawahlen
bekommen hat. Reformen der EU sollen zunachst
im Rahmen der bestehenden Vertrdage erfolgen.
,Darliber hinausgehende vertragliche Reform-
schritte muissen durch einen Konvent erarbeitet
werden, in dem Parlamente und Regierungen
gleichberechtigt arbeiten und die Zivilgesellschaft
effektive Mitwirkungsmaoglichkeiten hat.“

Die EU solle sich auf die ,groBen Zukunftsaufga-
ben“ konzentrieren. Die SPD schlieBt Rickiiber-
tragungen von Kompetenzen auf die nationale
Ebene nicht aus, ,wenn sich eine europdische
Zustandigkeit als nicht sinnvoll erwiesen hat®. Es
musse das Prinzip der Subsidiaritat gelten. Gleich-
zeitig spricht die Partei sich fiir eine gemeinsame
Wirtschaftsregierung in der Wahrungsunion aus.
Das Thema der gemeinsamen Haftung diirfe
»kein Tabu mehr bleiben®. Es liege in deutschem

Interesse, die gemeinsame Wahrung zu verteidi-
gen. Ein europdischer ,Schuldentilgungsfonds®
wird als mogliches Instrument angefiihrt. Die SPD
will sich fir die europaweite Durchsetzung der
Finanztransaktionssteuer einsetzen.

Die europdische Wirtschaftsregierung miisse
parlamentarisch kontrolliert werden. Dazu seien
das Europadische Parlament und die nationalen
Parlamente zu starken. Darliber hinaus soll eine
europaische Sozialunion begriindet werden. ,Die
Sozialunion muss ihr Fundament in einer sozialen
Werteordnung mit starken sozialen Grundrechten
haben, wie sie bereits in der EU - Grundrechte-
charta angelegt sind.”

In Europa sollen ,gleiche Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen fir gleiche Arbeit am gleichen Ort*
durchgesetzt und die Rechte der europdischen
Betriebsrate gestarkt werden. ,Wir wollen den
Sozialen Stabilitdtspakt einrichten.” Fiir die Hohe
der Sozial- und Bildungsausgaben soll es relativ
zum jeweiligen Bruttoinlandsprodukt Vorgaben
geben sowie ,existenzsichernde Mindestlohne®
entsprechend der jeweiligen nationalen Durch-
schnittseinkommen. Die SPD befiirwortet keine
Vereinheitlichung der nationalen Sozialsysteme.
»Wir brauchen aber gemeinsame Standards, um
unsere Sozialsysteme zu schiitzen.“ Die offentli-
che Daseinsvorsorge diirfe nicht durch die EU in
Frage gestellt werden. Die SPD will sich fiir faire
Wettbewerbsregeln fir 6ffentliche Unternehmen
einsetzen, betont das Recht auf kommunale
Selbstverwaltung. ,,Wir werden uns Vorhaben, die
einen Zwang zur Privatisierung beinhalten, ent-
gegenstellen.”

Die SPD konstatiert eine zunehmende gesell-
schaftliche Spaltung in Europa, verweist auf die
besonders unter jungen Menschen ,,bedrohliche”
Arbeitslosigkeit und befiirchtet eine Demokratie-
krise. Sparen allein fiihre nicht ans Ziel. Europa
brauche klare Regeln fiir Banken und Finanzmark-
te. Die gemeinsame Bankenaufsicht sei richtiger-
weise auf die EZB lbertragen worden, miisse aber
perspektivisch in eine eigenstandige Behorde
ausgegliedert werden. Zudem fordert die SPD eine
europaische Abwicklungsbehdrde, einen europai-
schen Restrukturierungsfonds fiir groRe Banken
und eine europadische Ratingagentur. Die Steuer-
politik zwischen den EU-Staaten soll mit dem Ziel
einer Mindestbesteuerung von Unternehmens-
gewinnen und Kapitaleinkommen starker abge-
stimmt werden. Europa brauche einen ,neuen
Impuls fur nachhaltiges Wachstum®. Die gemein-
same Verpflichtung zu soliden Finanzen musse
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deshalb um eine gemeinsame Wachstumsstrate-
gie erganzt werden. Dazu soll ein europdischer
Jnvestitions- und Aufbaufonds® eingerichtet

FDP

Die Liberalen

Die FDP bezeichnet den europdischen Einigungs-
prozess in ihrem Wahlprogramm als grofiten
JFreiheitsgewinn in der Geschichte unseres Lan-
des”. Die Herausforderungen der Zeit seien nur
mit Europa als globaler Gestaltungskraft zu be-
waltigen. Der Weg der Vertiefung der EU solle
verantwortungsvoll weiter beschritten werden -
»hin zu einer politischen Union mit festen fodera-
len Grundsatzen, demokratischen Strukturen und
einer klaren subsididren Ordnung®. Am Ende die-
ser Entwicklung, die FDP setzt auf die Kon-
ventsmethode, soll ,ein durch eine europaweite
Volksabstimmung legitimierter  europdischer
Bundesstaat“ stehen. Das Europaische Parlament
misse zu einem ,Vollparlament” weiterentwi-
ckelt werden, Parlament und Rat gleichberechtigt
Uber das Initiativrecht verfiigen. Europaische Par-
teien sollen , mit staateniibergreifenden Wabhllis-
ten“ antreten. Die Kommission soll effizienter und
hinsichtlich der Anzahl der Kommissare verklei-
nert werden. Die Liberalen sprechen sich fiir ein
europaisches Subsidiaritatsgericht aus, das Kom-
petenzverstoe riigen kann.

Vor neuen Erweiterungen der Union soll diese
institutionell vertieft werden. Die Aufnahmevo-
raussetzungen neuer Mitglieder seien zudem
streng einzuhalten. Die FDP halt an der Beitritts-
perspektive der Tirkei fest. Angesichts der Ent-
wicklungen in Ungarn und Rumanien fordert die
FDP eine Verbesserung der ,Rechtsstaatskontrol-
le“ durch die EU. Es beddirfe eines ,angemessenen
Mechanismus* fir Sanktionen.

Die FDP will sich fiir die europaische Reisefreiheit
einsetzen. ,Wir Liberalen sind daher vehement
dagegen, nationalen Regierungen einen Blanko-
Scheck zur Wiedereinfiihrung von Grenzkontrol-
len zu geben.“ Die FDP fordert den Ausbau euro-
paischer Austauschprogramme, um die europai-
sche Identitat der Menschen zu starken.

Weiteren Reformbedarf sieht die FDP in der euro-
paischen Agrarpolitik. ,Wir wollen die Rahmen-
bedingungen fir die konventionelle und 6kologi-
sche Landwirtschaft weiter durch marktwirt-
schaftliche Reformen und einen konsequenten
Biirokratieabbau verbessern.“ Die Direktzahlun-
gen sollen ab 2020 schrittweise reduziert werden.

Den Kampf gegen die ,Schuldenkrise“ zahlt die
FDP zu den wichtigsten Herausforderungen. ,Die
Stabilisierung der Gemeinschaftswahrung liegt
im ureigensten Interesse Deutschlands.“ Die
Wettbewerbsfahigkeit misse verbessert, die
Haushaltskonsolidierung vorangetrieben werden,
um eine Wachstumsperspektive zu eréffnen. Die
LJugendgarantie” der EU-Kommission halt die FDP
fir ordnungspolitisch falsch; sie wirbt vielmehr
fir das duale Ausbildungssystem. Die FDP habe
fir eine neue Stabilitatskultur gesorgt. Deshalb
seien das Haftungsvolumen fiir den Bundeshaus-
halt verfassungsrechtlich streng begrenzt und das
Haushaltsrecht des Bundestages unangetastet
geblieben. Die FDP lehnt eine ,Vergemeinschaf-
tung der Schulden durch Eurobonds oder einen
Schuldentilgungsfonds ab. Eine ,Staatsfinanzie-
rung durch die EZB und damit die Sanierung der
Staatshaushalte durch Inflation lehnen wir mit
aller Entschiedenheit ab“.

Die Hilfe fiir die Krisenlander habe nach dem Prin-
zip ,keine Leistung ohne Gegenleistung” zu erfol-
gen. Die Lander mussten sich zu anspruchsvollen
Reformen verpflichten. Dabei diirfe jedoch nicht
der Eindruck einer von Deutschland dominierten
und dirigistisch lancierten Austeritatspolitik ent-
stehen. Deutschland solle anderen EU-Staaten
konstruktiv bei den Strukturreformen zur Seite
stehen und fiir einen klugen Einsatz von EU-
Mitteln werben, ,um moglichst schnell wirt-
schaftlichen Aufschwung fir alle zu ermdgli-
chen®.

Der Reformdruck miisse aber erhalten bleiben
ebenso wie die Verantwortung der Mitgliedstaa-
ten fir ihre Haushalte. ,,Deshalb lehnen wir euro-
paische Steuern ab.“ Die FDP spricht sich fir eine
effektivere Bekampfung von Steuerhinterziehung
aus. ,Zusammen mit unseren Partnern missen
wir durch Informationsweitergabe ein Abwan-
dern von Vermdgen aus einigen Mitgliedstaaten
verhindern." Die FDP bezeichnet eine ,sinnvolle
Regulierung® des Bankensektors und eine Ban-
kenkontrolle als ,,unerlasslich®.
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DIE LINKE. =

DIE LINKE. fordert einen ,Politikwechsel in Euro-
pa“. Solidaritat soll an die Stelle eines ,brutalen
Wettbewerbs“ treten, Demokratie und Mitbe-
stimmung sollen ,elitdre Hinterzimmerdiploma-
tie“ ersetzen. ,Wir wollen eine Europdische Union
ohne Ausgrenzung, Armut und Krieg. Wir wollen
eine EU, in der gut entlohnte und sozial abgesi-
cherte Arbeit und ein Leben in Wiirde fiir alle
gesichert ist“. DIE LINKE. will einen neuen Vertrag
»fur eine demokratische, soziale, 6kologische und
friedliche Europdische Union®.

DIE LINKE. erklart, sie stehe gegen die Plane ,aller
anderen im Bundestag vertretenen Parteien, was
die Kontrolle der nationalen Haushalte durch die
Europdische Kommission anbelangt. ,Wir wehren
uns gegen die Logik einer weiteren Entmachtung
der Parlamente. Spatestens seit dem Vertrag von
Maastricht, den die Partei wie den Vertrag von
Lissabon ablehnt, gebe es eine ,,umfassende neo-
liberale Ausrichtung” der Europaischen Union. DIE
LINKE. erklart, nicht fiir ein Ende des Euro einzu-
treten. Die Wahrungsunion habe aber ,grof3e
Konstruktionsfehler.  Die ,Kurzungsdiktate®
mussten beendet werden. Die Wirtschafts-, Fiskal-
, Steuer-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitiken der
Mitgliedstaaten seien kiinftig enger abzustim-
men, um den Wettbewerb durch Steuer-, Sozial-
und Lohndumping zu unterbinden.

»Mittels einer Ausgleichsunion miissen die Euro-
Staaten auf das Ziel ausgeglichener Handelsstro-
me verpflichtet werden, bei dem nicht primar
Lander mit hohen Lohnzuwéachsen bestraft, son-
dern Lander mit zu niedrigen Lohnzuwachsen und
abgesenkten Sozialstandards (Stichwort Agenda
2010 und Rente mit 67) wie insbesondere
Deutschland zu hoheren Lohn- und Sozialstan-
dards aufgefordert werden.“

Die LINKE. will, dass Gewerkschaften und Tarifver-
trage europaweit gestarkt werden. ,Sozialstaat-
lichkeit“ miisse zu den Zielen und Werten der EU
gehoren und ,hochste Prioritat” haben. Eine sozia-
le Fortschrittsklausel soll den Vorrang sozialer
Grundrechte vor den ,,Grundfreiheiten des Kapi-
tals“ sichern. ,Um mit dem finanzgetriebenen
Kapitalismus zu brechen, bedarf es eines Neuan-
fangs in eine demokratisch kontrollierte wirt-
schaftliche Entwicklung.“ Gewerkschaften und
»andere soziale Bewegungen® sollen ,ihre Kamp-

fe“ in Europa koordinieren und intensivieren, um
auf Mindestregelungen fiir ein europaisches Tarif-
und Sozialsystem hinzuarbeiten. ,Das Recht auf
politischen Streik muss in ganz Europa ausgelibt
werden konnen.“

Gegen die ,Massenarbeitslosigkeit, ,Armut und
Perspektivlosigkeit” der Jugend seien in den Kri-
senlandern sofort wirksame Schritte einzuleiten.
Die LINKE. fordert dazu ein Investitionsprogramm,
»das vor allem auf Entwicklung im Bereich 6ffent-
licher und sozialer Dienstleistungen und sozial-
okologische Konversion setzt®. Sie wolle eine EU,
,,die Wohlstand und Wohlfahrt fiir alle fordert*.

Die Rechte des Europdischen Parlaments will DIE
LINKE. gestarkt sehen. Zusatzlich sollen basisde-
mokratische Elemente in der EU geschaffen und
ausgebaut werden. ,In der EU mussen verbindli-
che Volksbegehren und Volksentscheide méglich
werden, mit denen auch die EU-Vertrage gedandert
werden konnen.“

Die LINKE. fordert eine Starkung der Grundrechte
in Europa: ,gegen Profiling und verdachtsunab-
hangige Datenspeicherung, fiir eine demokrati-
sche Kontrolle der Einhaltung der Grundrechte®.
Die Reisefreiheit miisse innerhalb der EU fiir alle
Menschen gelten. Abschaffen will DIE LINKE. so-
wohl die EU-Agentur zur Sicherung der Auf3en-
grenzen  Frontex als auch die EU-
Ristungsagentur. Frontex ,ist und bleibt Symbol
der unmenschlichen Abschottungspolitik der EU
gegeniiber Menschen in Not“. Die LINKE. kampfe
fiir eine ,,humane und solidarische Fliichtlingspo-
litik. In der Asylpolitik will die Partei das Prinzip der
Jfreien Wahl des Mitgliedstaates“ durchsetzen.
Ristungsexporte sollen verboten werden.

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

Die Griinen wollen fiir ein ,gerechtes Europa“
kdampfen. Die Sparpolitik habe dazu gefiihrt, dass
sich die Wirtschaftskrise in den slideuropaischen
Landern zusatzlich verscharfte. Die Griinen wer-
ben fiir eine ,Wirtschafts- und Solidarunion®. Zur
Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit setzen die
Grinen sich fiir eine Jugendgarantie ein, die
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»nach hochstens vier Monaten Arbeitslosigkeit
eine Beschaftigung, Lehrstelle oder Weiterbil-
dung” zusichert. Die Finanzierung miisse europa-
isch sichergestellt werden.

Die Griinen fordern eine soziale Fortschrittsklau-
sel im EU-Primarrecht, um die ,Unterbietungs-
wettbewerbe bei Lohnen, Steuern und sozialen
Standards“ zu beenden. Sie fordern gemeinsame
soziale Mindeststandards, einen Mindestlohn und
eine Grundsicherung, die sich am jeweiligen Brut-
toinlandsprodukt orientieren sollen sowie ,das
Recht auf eine gute Gesundheitsversorgung®. Der
»Steuerwettlauf innerhalb Europas“ soll einge-
dammt werden, Steuervermeidung, -hinter-
ziehung und —-dumping seien zu verhindern.

Verstarkte Einwanderung diirfe kein Grund fur die
SchlieBung der Binnengrenzen sein. Die Wieder-
einfihrung von Grenzkontrollen im Schengen-
raum koénne nur ein ,allerletztes Mittel“ sein und
miisse gemeinsam auf europdischer Ebene ent-
schieden werden. ,Alle EU-Blrgerinnen, gleich
welcher Herkunft oder Ethnie, sollen auch in Zu-
kunft die Moglichkeit haben, sich in einem ande-
ren EU-Land Arbeit zu suchen.” Die Partei spricht
sich fur ein ,faires Asylsystem* aus und will legale
Zuwanderung ermoglichen. Die EU miisse das
Recht auf Asyl durchsetzen. Fliichtlinge sollten
selbst entscheiden kénnen, wo sie das Recht auf
Asyl beantragen.

Die Griinen fordern die EU-Erweiterung um alle
Staaten des westlichen Balkans. Auch die Bei-
trittsverhandlungen mit der Tirkei brauchten
»heuen Schwung®. In der Tirkei gebe es nach wie
vor Defizite, gerade ,ein ernsthafter Beitrittspro-
zess verspricht jedoch den meisten Reformerfolg®.

Die Griinen fordern, der Gemeinschaftsmethode
sei grundsatzlich Vorrang einzurdumen vor inter-
gouvernementalem Handeln. Die ,griine Strategie
fur mehr Demokratie in der EU“ setze auf ,eine
starke Allianz der Parlamente aller Ebenen - und
auf die aktive Einmischung der Europderinnen®.
Die europaische Birgerinitiative soll zu einem
europdischen Volksentscheid fortentwickelt wer-
den. Die Griinen fordern einen neuen, 6ffentli-
chen Konvent, in dem Zivilgesellschaft und Sozial-
partner Platz finden sollen.

Die Griinen treten dafiir ein, dass alle EU-Biirger
das Wahlrecht fir alle Wahlen in dem Mitglied-
staat erhalten, in dem sie seit funf Jahren ihren
standigen Wohnsitz haben. Das Europdische Par-
lament soll das Initiativrecht erhalten und in allen
Politikbereichen mitentscheiden koénnen. Die

Parteien sollen transnationale Listen aufstellen
und europaische Spitzenkandidaten benennen,
der Wahlsieger Kommissionprasident werden.

Die Griinen wollen, dass die kiinftige Bundesre-
gierung den Neubau von Atomkraftwerken in der
EU verhindert und sich fiir einen europaweiten
Atomausstieg einsetzt. ,Die deutsche Energie-
wende soll Europa 6kologisch-innovative Impulse
geben.” So miisse die ,,grofl3 angelegte Subventio-
nierung von fossilen und atomaren Energietra-
gern“ beendet werden. Zudem soll die EU-
Agrarpolitik reformiert werden: ,,Wir wollen nicht,
dass agroindustrielle Grol3betriebe oder ein sinn-
loses Projekt wie der Fusionsreaktor ITER mit Mil-
liarden subventioniert werden, wahrend immer
mehr bauerliche Kleinbetriebe aufgeben miissen
oder fiir das Erasmus-Programm zu wenig Mittel
zur Verfiigung stehen.” Der Eigenmittelanteil der
EU misse erheblich ausgeweitet werden. Rabatt-
regelungen seien abzuschaffen.

Die Griinen wollen Kompetenzen auf untere Ebe-
nen zurlckverlagern, ,wenn es sachlich sinnvoll
erscheint®. Wie es in vielen Bereichen sinnvoll sei,
mehr Souveranitat nach Europa zu verlagern,
lieRen sich ,manche Bereiche besser national,
regional oder lokal regeln®. ,Wir wollen, dass die-
jenige Ebene entscheidet, die bei der jeweiligen
Herausforderung am besten, biirgernah und mit
der hochsten Legitimitat agieren kann.”

Termine

09.-12.09.2013 Plenum Europaisches Parlament,
StraBburg

09.-12.09.2013 EU-Jugendkonferenz in Vilnius

10.09.2013 Kommission verabschiedet Legislativ-

paket zum Telekommunikationsmarkt

11.09.2013 »State of the Union“ Ansprache des

Kommissionsprasidenten, Briissel

13./14.09.2013 Informelles Treffen der EU-
Finanzminister, Vilnius

15.09.2013 Landtagswahl in Bayern

15./16.09.2013 Konferenz der Vorsitzenden der Wirt-

schafts- und Haushaltsausschisse der
nationalen Parlamente

22.09.2013 Bundestagswahl und Landtagswahl in
Hessen

26.09.2013 Rat fiir Wettbewerbsfahigkeit

27.09.2013 Bundesrat: Ausschuss fiir Fragen der EU

29.09.2013 Nationalratswahlen in Osterreich

30.09.2013 EBD-De-Briefing zum Rat fiir Wettbe-

werbsfahigkeit
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Europa und die Bundestagswahl 2013: Fragen an die Generalsekretire und Bundesgeschiftsfiihrer

von CDU, SPD, FDP, DIE LINKE, Biindnis 90/DIE GRUNEN und CSU

© CDU/ Laurence Chaperon; SPD; FDP; DIE LINKE; Biindnis 90/DIE GRUNEN

; CSU

In der heifsen Wahlkampfphase sind besonders die Generalsekretdre und Bundesqgeschdiftsfiihrer der Parteien
gefordert. Auch Europa spielt im Bundestagswahlkampf 2013 eine bedeutende Rolle. Deshalb fragten wir die
Parteimanager der im Bundestag vertretenen Parteien, wie ihre Parteien es mit Europa halten. Hermann Gréhe,
Andrea Nahles, Patrick Déring, Matthias Hohn, Steffi Lemke und Alexander Dobrindt (unser Bild v.l.n.r.) beant-
worten auf den folgenden Seiten Fragen nach dem Stellenwert Europas fiir ihre jeweilige Partei, Deutschlands
Rolle in Europa und die Fortentwicklung der Europdischen Union.

Europathemen: Welchen Stellenwert hat Europa
fiir Ihre Partei?

Grohe (CDU): Die CDU ist die deutsche Europapar-
tei. Europa ist daher fiir uns eine Herzensangele-
genheit. Unter unserer Flihrung ist die Europai-
sche Union ein geachteter Staatenverbund ge-
worden. Sie ist eine weltweit einmalige Werte-
und Rechtsgemeinschaft. Die EU steht fiir Men-
schenrechte und Freiheit, fliir Wohlstand und
soziale Sicherheit, flir Toleranz und friedliches
Zusammenleben nach innen und nach auf3en.

Wir kennen in unserem Alltag keine Mauern und
keine Schlagbaume mehr. Dass wir in Europa frei

reisen, Uberall leben, arbeiten und lernen konnen,
zeigt den Uberragenden Erfolg der europdischen
Einigung. Diesen Erfolg begreifen wir als Ver-
pflichtung und Ermutigung, den Weg fortzuset-
zen, der fur eine demokratische und friedliche
Einigung Europas steht.

Nahles (SPD): Schon 1925 setzte sich die Sozial-
demokratie mit der Forderung nach den Vereinig-
ten Staaten von Europa fir die europdische Ein-
heit ein. Die Europdische Union ist vor allem ein
Friedensprojekt, wir wollen sie zur handlungsfa-
higen Friedensmacht ausbauen. Europa ist aber
auch eine demokratische und soziale Wertege-
meinschaft. Das europdische Gesellschaftsmodell

-22-
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verbindet wirtschaftlichen Fortschritt, sozialen
Ausgleich und individuelle Freiheit. Es setzt Mal-
stabe fir die Gleichstellung von Frauen und Man-
nern und gewahrleistet die Rechte der Minderhei-
ten.

Die Europaische Union droht aber an Vertrauen zu
verlieren, wenn es nicht gelingt, ihre Politik demo-
kratischer und sozial gerechter auszugestalten.

Do6ring (FDP): Europa ist fiir uns Liberale unglaub-
lich wichtig. So ist es erstens ein Teil unserer kul-
turellen Identitat. Zweitens ist Europa nach zwei
Weltkriegen Garant des Friedens auf dem europa-
ischen Kontinent. Und drittens ist es ein weltweit
einzigartiges Freiheitsprojekt, das einen ganzen
Kontinent mit seinen Vélkern und Volkswirtschaf-
ten zusammenwachsen lasst. So schafft Europa
Frieden, Freiheit und Wohlstand fiir Millionen
Menschen in einer globalisierten Welt.

e
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Welche Rolle spielt Europa am 22. September 2013?

© bengook - Fotolia.com

Hoéhn (DIE LINKE): Fir DIE LINKE sind Europa- und
EU-Politik von zentraler Bedeutung, da Gestal-
tungsspielraume zunehmend von Entscheidun-
gen auf europdischer Ebene beeinflusst werden.
Seit Jahren kritisiert DIE LINKE die marktradikale
und undemokratische Ausrichtung des europai-
schen Integrationsprozesses. Spatestens die aktu-
elle Krise zeigte, dass dieser Kurs wie auch die
Kirzungen und Reformen im Zug der ,Euroret-
tung"“ gescheitert sind und die Demokratie weiter
aushohlen. DIE LINKE will kein Zuriick zum Natio-
nalstaat, sondern kampft fiir eine bessere EU.
Unsere Forderungen zur Kriseniuberwindung -
unter anderem Investitionsprogramme, Finanz-
marktregulierung — setzen daher auf europaischer
Ebene an.

Lemke (Biindnis 90/DIE GRUNEN): Wir GRUNE
sagen Ja zu Europa und setzen uns ein fiir ein soli-
darisches Europa der Birgerinnen und Blrger. Die
EU muss sich als Ort der Freiheit und Vielfalt, des
Friedens und der Demokratie standig weiterentwi-
ckeln. Die Integration muss vertieft werden. In
Zeiten der Globalisierung ist ein geeintes und hand-
lungsfahiges Europa auch von strategischer Bedeu-
tung. Kein europaischer Nationalstaat, auch nicht
Deutschland, kann die 6konomischen, 6kologischen
oder politischen Herausforderungen im Alleingang
|6sen.

Dobrindt (CSU): Fir die CSU ist die europaische
Einigung das grofRte Friedenswerk der Nachkriegs-
geschichte. Dazu haben Personlichkeiten wie Theo
Waigel und Edmund Stoiber maf3geblich beigetra-
gen. Wir wollen die europaische Integration - aller-
dings keinen Bundesstaat Europa. Das Europa der
Zukunft braucht vielmehr starke und eigenstandi-
ge Regionen wie Bayern. Brissel soll sich nicht in
Belange einmischen, die Mitgliedstaaten, Lander
und Kommunen selbst regeln kénnen. Gliihbirnen,
Duschkopfe oder Olivendlkdnnchen in Restaurants
kommen auch ohne EU-Vorgaben aus. Auerdem
konnen die Kommunen in Bayern am besten fiir
sauberes Trinkwasser sorgen.

Europathemen: Welche Rolle soll Deutschland in
Europa spielen?

Gréhe (CDU): Deutschland ist heute fir viele in
Europa und auf der ganzen Welt ein Vorbild. Die
Soziale Marktwirtschaft, unsere ausgewogene
Wirtschaftsstruktur mit unserer gelebten Sozial-
partnerschaft, einem starken Mittelstand und einer
leistungsfahigen Industrie gilt weltweit als Vorbild.

Mit der erfolgreichen Politik der CDU unter Fiih-
rung von Angela Merkel ist Deutschland zum Stabi-
litdtsanker und Wachstumsmotor in Europa ge-
worden. Aus diesem Grund haben wir auch eine
besondere Verantwortung bei der Losung der
Schuldenkrise. Wir stellen uns dieser Aufgabe, weil
wir wissen, dass eine gemeinsame Wahrung Euro-
pas Wirtschaftskraft starkt und Europa unsere
lebenswerte Zukunft ist.

Nahles (SPD): In der AuRenpolitik wissen wir um die
Verantwortung Deutschlands, nicht im Alleingang
zu handeln, sondern zusammen mit seinen europa-
ischen Partnern, im transatlantischen Biindnis und
mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren. Deutsch-
lands Verantwortung innerhalb der EU ist mit der
Wirtschafts- und Finanzkrise in der Eurozone ge-
wachsen.
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Wir wollen kein Europa, das Spielball der Markte ist,
sondern eines, das im Interesse der Menschen
handelt. Aus diesem Grund wollen wir die politi-
sche Union Europas weiter vertiefen. Wir miissen
die Wahrungsunion zu einer Wirtschafts- und Sozi-
alunion weiterentwickeln. Dabei geht es uns nicht
um die Vereinheitlichung der bewahrten nationa-
len Sozialsysteme in Europa. Wir brauchen aber
gemeinsame Standards, um unsere Sozialsysteme
zu schitzen und so zu entwickeln, dass sie den
Menschen zugutekommen.

Déring (FDP): Deutschland ist die grofte Volkswirt-
schaft in Europa und hat deswegen auch besonde-
re Verantwortung. Trotzdem ware es eine naive
und gefahrliche Illusion zu glauben, dass sich
Deutschland in einer globalisierten Welt wirt-
schaftlich, politisch oder auch kulturell allein be-
haupten konnte. Deutschland muss Vorbild in
Europa sein. Das gilt sowohl bei der weiteren Ver-
tiefung der Integration als auch bei der Sicherung
des Euros, etwa durch Haushaltskonsolidierung,
ESM und Fiskalpakt.

Hohn (DIE LINKE): DIE LINKE fordert, dass Deutsch-
land sich nachdricklich fiir eine enge europaische
Koordinierung einsetzt, die sich eine binnenmarkt-
orientierte, sozial und 6kologisch nachhaltige Wirt-
schaft zum Ziel nimmt und das schddliche Steuer-,
Lohn- und Sozialdumping beendet. Deutschland
muss die Vorkdmpferrolle bei der strikten Regulie-
rung des Banken- und Finanzsektors einnehmen
und konstruktiver mit dem Europaparlament zu-
sammenarbeiten. Zudem muss die Bundesregie-
rung flr eine Neuausrichtung und Zivilisierung der
Gemeinsamen AufRen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik der EU sowie flir eine gerechte Au-
RBenhandels- und Entwicklungspolitik eintreten.

Lemke (Biindnis 90/DIE GRUNEN): Die Praambel
des Grundgesetzes verpflichtet uns, ,,als gleichbe-
rechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem
Frieden der Welt zu dienen“. Wir GRUNE werben
fuir ein europdisches Deutschland innerhalb einer
Wirtschafts- und Solidarunion. Deutschland hat als
wirtschaftsstarkstes und bevolkerungsreichstes
Mitgliedsland eine zentrale Rolle in der Krisenbe-
kampfung. Mit dieser Rolle geht jedoch auch ein
hohes Maf3 an Verantwortung einher. Verantwor-
tung fir ein konstruktives und respektvolles Mitei-
nander und fiir gegenseitiges Verstandnis.

Dobrindt (CSU): So wie Bayern der Motor fiir
Deutschland ist, muss Deutschland der Motor fiir
Europa bleiben. Klar ist dabei: Wir lehnen Euro-
bonds und die Vergemeinschaftung von Schulden

in Europa entschieden ab. Europa muss eine Stabili-
tatsunion bleiben und darf keine Schuldenunion
werden. Wir sind auch dagegen, dass deutsche
Banken und deutsche Sparer fiir andere europai-
sche Banken haften sollen. Deshalb lehnen wir
einen europdischen Einlagensicherungsfonds ab.
Krisenstaaten duirfen zudem Hilfen nur gegen die
Erfillung von Auflagen und Reformen erhalten.
Und sie miissen kiinftig eine noch starkere Eigen-
beteiligung an der Krisenbewaltigung leisten und
mehr eigene Ressourcen einsetzen, bevor sie Hilfe
erhalten.

Deutschland in Europa
© benqook - Fotolia.com

Europathemen: Wie soll die Europdische Union
weiterentwickelt werden?

Gréhe (CDU): Deutschland kann es auf Dauer nur
gut gehen, wenn es auch Europa insgesamt gut
geht. Deshalb wollen wir, dass Europa gestarkt
aus der aktuellen Krise kommt. Damit der Euro
eine stabile Wahrung bleibt, brauchen wir weitere
Anstrengungen und Reformen insbesondere in
den Staaten, die auf Hilfe angewiesen sind. In
ganz Europa brauchen wir eine solide Finanzpoli-
tik, mehr Wachstum und Beschaftigung durch
Strukturreformen und mehr Investitionen in For-
schung und Bildung.

Nahles (SPD): Die transnationale Demokratie wird
nur funktionieren, wenn wir das Gewaltentei-
lungsmodell, das wir aus den nationalen Staaten
kennen, auch auf die europdische Ebene (ibertra-
gen: Deshalb muss die Europdische Kommission
zu einer Regierung ausgebaut werden, die vom
Europaparlament gewahlt und kontrolliert wird
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und gegebenenfalls abgesetzt werden kann. In
einer zweiten Kammer, in der die Regierungen der
Mitgliedstaaten in einem gemeinsamen Rat sit-
zen, werden dann die nationalen Interessen ver-
treten. Dieser Rat beschlielSt Gesetze gleichbe-
rechtigt mit dem Europaparlament. Regierung,
Europaparlament und der Rat der Mitgliedstaaten
haben jeweils das Recht, eigene Gesetzesinitiati-
ven zu starten.

Déring (FDP): Wir Liberale wollen eine politische
Union mit festen foderalen Grundsatzen, demo-
kratischen Strukturen und einer klaren subsidia-
ren Ordnung. Unsere langfristige Vision ist ein
durch eine europaweite Volksabstimmung legiti-
mierter europdischer Bundesstaat. Auf dem Weg
dorthin wollen wir eine verstarkte Koordinierung
der Wirtschaftspolitik zur Erhéhung der Wettbe-
werbsfahigkeit Europas. Zudem wollen wir ein
Europa der Burger. Dazu muss das Europdische
Parlament zu einem Vollparlament entwickelt, die
Europdische Kommission verkleinert und der Rat
zu einer gleichberechtigten Landerkammer um-
gebaut werden. Darliber hinaus soll der Rechts-
grundsatz der Subsidiaritat institutionell besser
abgesichert werden, etwa durch eine europai-
sches Subsidiaritatsgericht. Und schlieBlich sollen
institutionelle Reformen Vorrang vor der Erweite-
rung erhalten.

H6hn (DIE LINKE): DIE LINKE fordert einen grund-
legenden Politikwechsel und die Revision des
Vertrags von Lissabon: Sie setzt sich fiir eine EU-
Verfassung ein, in der sozialstaatliche, demokrati-
sche und zivile Ziele verfassungsrechtlich veran-
kert sind und Vorrang vor den Marktfreiheiten
erhalten. Zudem fordert sie die Demokratisierung
machtiger EU-Institutionen wie der Kommission
und der EZB, die Starkung des Europaparlaments
und den Ausbau effektiver direkt-demokratischer
Burgerbeteiligung. Der Verfassungsvertrag soll
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft in einem
Konvent ausgestaltet und in den Mitgliedstaaten
in Referenden abgestimmt werden.

Lemke (Biindnis 90/DIE GRUNEN): Es ist hochste
Zeit, die Lehren aus der Krise zu ziehen. Wir GRU-
NE setzen uns deshalb fir einen ,Europdischen
Konvent“ unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft
ein. Die Staats- und Regierungschefs der EU mus-
sen sich trauen, die Vertragsanderungen von ei-
nem o&ffentlichen Konvent mit Beteiligung von
Abgeordneten, Sozialpartnern und Zivilgesell-
schaft diskutieren und erarbeiten zu lassen. Kon-
kret wollen wir unter anderem eine demokratisch
legitimierte, aufeinander abgestimmte Wirt-

schafts-, Finanz-, Haushalts- und Sozialpolitik. Wir
wollen die europaische Wirtschaft im Sinne eines
Green New Deals erneuern und gezielt europai-
sche Mittel fur nachhaltiges Wachstum und In-
vestitionen in zukunftsfahige Branchen einsetzen.

Als GRUNE wollen wir die europaische Banken-
union mit einer starken europdischen Aufsichts-
und Abwicklungsbehérde umsetzen und eine
Schuldenbremse fiir Banken einfiihren. Wir setzen
uns ein fiir einen europdischen Steuerpakt gegen
Steuerdumping, Steuervermeidung und Steuer-
flucht und wollen die Finanzmarkte weiter regu-
lieren und eine Finanztransaktionssteuer einfiih-
ren. Wir sind Uberzeugt, dass dem Uberschul-
dungsproblem vieler Linder mit einem Altschul-
dentilgungsfonds wirksam begegnet werden
kann und dass wir mit gemeinsamen Europai-
schen Anleihen samt strengen Auflagen und einer
gemeinsamen Haftungsobergrenze, der Vertrau-
ens- und Finanzierungskrise ein Ende setzen kon-
nen.

Dobrindt (CSU): Die CSU will ein demokratische-
res, blirgernaheres und transparenteres Europa.
Wir fordern, dass bei europapolitischen Entschei-
dungen von besonderer Tragweite das Volk direkt
befragt wird. Das gilt etwa fur die Aufnahme
neuer Mitgliedstaaten - oder wenn wichtige
Kompetenzen nach Briissel abwandern sollen. Die
CSU will auch bundesweite Volksabstimmungen
ermoglichen, wenn es um finanzielle Leistungen
Deutschlands auf EU-Ebene geht. Auerdem muss
kiinftig flir Uberschuldete Staaten eine geordnete
Insolvenz moglich sein. Dazu soll auch die Mog-
lichkeit gehoren, den Euro-Raum vorlibergehend
zu verlassen. Ferner wollen wir, dass die EU-
Kommission verkleinert wird.

Impressum
dbb beamtenbund und tarifunion

Friedrichstr. 169/170
10117 Berlin

Tel.: +49/(0)30/4081-40
Fax: +49/(0)30/4081-4999

ViSdP Christian Moos, Thomas Bemmann

Fur die Inhalte der in den dbb europathemen gelinkten Internetseiten tibernimmt
die Redaktion keine Verantwortung.

Kontakt:
An- & Abmeldung von Europathemen

Internet: http://www.dbb.de

-25-


mailto:europathemen@dbb.de?subject=Kritik
mailto:europathemen@dbb.de?subject=Abonnement
http://www.dbb.de/

	2013-9 dbb Europathemen Aktuell Teil 1
	2013-9 dbb Europathemen Aktuell Teil 2
	Europa und die Bundestagswahl 2013: Fragen an die Generalsekretäre und Bundesgeschäftsführervon CDU, SPD, FDP, DIE LINKE, Bündnis 90/DIE GRÜNEN und CSU


